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Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat,
der braucht die

Bayerische
Gemeindezeitung

als umfassende
Informationsquelle
für Kommunalpolitiker
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Nein zu Büchergeld
und Transrapid
Der SGK-Landesvorsitzende und seine
Mannschaft stellten bei einer Konferenz in
Mühldorf die Weichen für
die Kommunalwahl 2008. Seite 3

Dr. Ivo Holzinger:

Partizipation
heißt die Maxime
Die bayerischen Musikschulen wollen nach
den Worten ihres Präsidenten bei den bil-
dungspolitischen Rahmen-
bedingungen mitreden. Seite 3

Hanns Dorfner:

Die Regierung
geht an die Arbeit
Der neue Ministerpräsident bekannte sich
zur politischen Leitlinie seines Amtsvorgän-
gers, die er in neuem Stil
weiterentwickeln will. Seite 2

Dr. Günther Beckstein:

Der Klimawandel hat alle
gepackt. Deshalb will der
Bürgermeister im Kommu-
nalwahlkampf mit Umwelt-
schutzthemen punkten. Da
er insbesondere auf Nach-
haltigkeit achtet, wird er auf
ein Vorhaben setzen, das
ihm schon lange am Herzen
liegt: ein Energiesparpro-
gramm für die Stadtverwal-
tung.  Seite 11

Bayerisches Landräteseminar in Bad Kissingen:

Jung und Alt im
ländlichen Raum
Unter dem Leitmotiv „Jungsein und Altwerden im ländli-
chen Raum – Sozial- und Jugendhilfe als Zukunftsaufga-
ben der bayerischen Landkreise“ stand das diesjährige
Bayerische Landräteseminar in Bad Kissingen. Als Ergeb-
nis der Tagung präsentierte Landkreistagspräsident Theo
Zellner einen „Forderungskatalog an den Freistaat und
den Bund“ sowie zielorientierte „Sozialpolitische Eck-
punkte der bayerischen Landkreise“.

Die bayerischen Landrätinnen
und Landräte fordern von Bund
und Freistaat endlich klare Zu-
ständigkeiten in allen Bereichen
der Sozial- und Jugendhilfe. Da-
bei verwiesen sie unter anderem
auf die Rechtssprechung des
bayerischen Verwaltungs- und
Verfassungsgerichtshofs. Die
Landkreise wollen die Vorsorge
und zentrale Aufgaben der Sozi-
al- und Jugendhilfe in eigener
und eindeutiger Verantwortung
wahrnehmen. Dazu benötigen sie
vom Freistaat sowohl klare recht-
liche Regelungen als auch die
notwendige Finanzausstattung. 

Erziehungsauftrag 
wirksamer wahrnehmen

Die Zuständigkeit für die Hil-
fe zur Pflege solle komplett auf
die Landkreise übertragen wer-
den. Gleiches gelte für die ambu-
lante und teilstationäre Einglie-
derungshilfe für Kinder mit Be-
hinderungen bis zum Schulein-
tritt. Nachdrücklich wurde an
den Freistaat appelliert, seinen
Bildungs- und Erziehungsauf-
trag in den Schulen wirksamer
wahrzunehmen. So müsse für ei-
nen flächendeckenden Ausbau
der Ganztagsschule in pädagogi-
scher und finanzieller Verant-
wortung des Freistaates ebenso
gesorgt werden wie für die
Schaffung mindestens einer
Ganztagesintensivklasse je Land-
kreis sowie wirksameren Maß-
nahmen zur Behebung von Teil-
leistungsstörungen (Lese-, Recht-

schreib- und Rechen-Schwäche)
in der Schule. Auch sei für eine
deutlich bessere Förderung der
Kinder mit Migrationshinter-
grund in den Schulen zu sorgen. 

Generationenübergreifende
Familienpolitik

Darüber hinaus verständigten
sich die Landräte, die Kooperati-
on mit dem bayerischen Jugend-
ring und den kreisangehörigen
Gemeinden in den kommenden
Jahren weiter zu verstärken. Die
bayerischen Landkreise streben
eine generationenübergreifende
Familienpolitik an. Dabei bildet
die Seniorenpolitik einen sozial-
politischen Schwerpunkt. Bei zu-
nehmenden gesundheitlichen
Einschränkungen müsse die Soli-
dargemeinschaft tätig werden,
weshalb sich die Landkreise in
der Pflicht sehen, ein altengerech-
tes Wohnumfeld im ländlichen
Raum zu schaffen. In den näch-
sten Jahren wollen sie senioren-
politische Gesamtkonzepte zu-
sammen mit den kreisangehö-
rigen Gemeinden entwickeln.

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Gemeindetag 2007 in Nürnberg:

Erfolgreiche
KOMMUNALE

Mit neuen Rekordergebnissen hat die KOMMUNALE 2007 in
Nürnberg ihre Pforten geschlossen. Deutschlands größte Kon-
gressmesse für den Kommunalbedarf war nicht nur die bislang
umfangreichste, sie war auch die am besten besuchte aller fünf
seit 1999 stattgefundenen Messen in der Norisstadt. 

Über 4.900 Fachbesucher
(2005: 4.858 Besucher), über-
wiegend Bürgermeister und de-
ren Mitarbeiter in Städten und
Gemeinden, informierten sich
zwei Tage lang bei 231 Ausstel-
lern (2005: 189 Aussteller) über
Produkte und Dienstleistungen
für den kommunalen Bedarf.
Unter dem Motto „LandLeben –
Perspektiven für alle Städte und
Gemeinden“ veranstaltete der
Bayerische Gemeindetag einen
hochkarätigen Kongress zu ak-
tuellen kommunalpolitischen
Themen. 

Rundumangebot

Der Präsident des Bayerischen
Gemeindetags, Dr. Uwe Brandl,
zeigte sich hoch zufrieden mit
der KOMMUNALE 2007: „Es
ist uns gelungen, der Politik
durch die starke Präsenz der
Kommunalvertreter eindrucks-
voll zu verdeutlichen, dass der
ländliche Raum Bayerns die
gleichen Entwicklungschancen
haben muss wie die Ballungs-
zentren.“ „Es ist dieses Rund-
umangebot aus Messe, Vortrags-

foren und Kongress und alles
kompakt an zwei Tagen, was die
Kommunale bei ihren Besuchern
so beliebt macht“, freute sich
auch Friedhelm Lenz, Leiter des
CCN CongressCenter Nürnberg. 

Fachforen

Breit gefächert war das Fach-
angebot der Messe, das von IT-
Lösungen über Entsorgungslei-
stungen und Energieversorgung
bis hin zur Ausstattung gemeind-
licher Einrichtungen reichte. Al-
lein 39 Aussteller widmeten sich
dem Thema „Kommunal-Soft-
ware“, weitere 21 der Informati-
ons- und Kommunikationstech-
nik. 19 Aussteller zeigten alles
rund um das Thema Wasser- und
Trinkwasserversorgung, wäh-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Fast 5.000 Besucher zählte die KOMMUNALE in Nürnberg.
Der große Teil der Gäste waren bayerische Bürgermeister und
deren Mitarbeiter, die als Mitglieder des Bayerischen Gemein-
detags die Jahrestagung ihres Verbandes besuchten. "

Das Präsidium bei der jüngsten KPV-Sitzung (v. l.): Hanns
Dorfner, Gerhard Weber, Luitpold Braun, Erwin Huber und
Florian Hahn. "

KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss:

Hubers Marksteine
Appell an den Mannschaftsgeist

Die immense Bedeutung der Kommunalpolitik für die Christ-
lich-Soziale Union hat deren neuer Parteivorsitzender, Finanz-
minister Erwin Huber, bei der jüngsten KPV-Landesvorstand-
und Hauptausschuss-Sitzung in München unter der Leitung von
Landrat Luitpold Braun herausgestellt. Huber hegte die Hoff-
nung, „dass wir in den beiden nächsten Jahren zusammenstehen
und uns gegenseitig unterstützen“. Schließlich stehe die Ge-
samtpartei vor „gewaltigen Herausforderungen“.  

Als siebter Parteivorsitzender
der CSU „und erster aktiver
Kommunalpolitiker“ in dieser
Riege wisse er um die Notwen-
digkeit der „Präsenz vor Ort“, so
Huber. Der CSU - und damit de-
ren Kommunalpolitischer Verei-
nigung (KPV) - gehörten über
14.000 Kommunalpolitiker an
„und das Bild, das sich die Bür-
ger von der Partei machen, ist
sehr stark von der kommunalpo-

litischen Arbeit geprägt“. Die
Seriosität der Arbeit und das dar-
aus resultierende Vertrauen
spielten hier eine wichtige Rolle.
Die CSU sei die „einzige richti-
ge Volkspartei in Deutschland,
weil wir vor Ort beim Bürger
verankert sind“. 

Die CSU gehe mit dem unbe-
(Fortsetzung auf Seite 2)

Pressekonferenz des Bayerischen Städtetags:

Aktuelle Baustellen
Erwartungen an das neue Kabinett

„Eine vertrauensvolle Zusammenarbeit auf gleicher Augen-
höhe“ erwartet der Vorstand des Bayerischen Städtetags vom
neuen Bayerischen Kabinett. Wie Vorsitzender Hans Schaidin-
ger bei einer Pressekonferenz in München erläuterte, müssten
die Anliegen der Städte und Gemeinden berücksichtigt werden.
Schließlich seien die Kommunen am nächsten mit den Proble-
men der Bürgerinnen und Bürger vertraut und vollzögen die
meisten der staatlichen Regelungen. 

So erwartet der Städtetag von
der Staatsregierung, dass sie um-
gehend ein Sonderfinanzie-
rungsprogramm zum Ausbau der
Ganztagshauptschule mit einem
Volumen von mindestens 600
Mio. Euro auflegt. Außerdem
hält der Verband die vorgesehene
Umsetzungsphase von bis zu
fünf Jahren angesichts des drän-
genden Reformbedarfs für die
Hauptschule für zu lang. Damit
würden die Zukunftschancen der
heutigen Generation der Haupt-
schüler massiv gefährdet. 

Mehrfachinvestitionen

Die Städte begrüßen, dass der
Freistaat die gebundene Ganz-
tagshauptschule auf freiwilliger
Basis flächendeckend einführen
will, bedauern aber gleichzeitig,
dass nicht der Mut aufgebracht
wird, diese Schulform auf abseh-
bare Zeit zur Regel zu machen.
Der Vorstand warnte vor den
Problemen, die ein auf Dauer an-
gelegtes Nebeneinander von of-

fenen und gebundenen Modellen
nach sich ziehen würde. Dadurch
würden zusätzliche Schülerwan-
derungen ausgelöst, die höhere
Beförderungskosten, mehr Gast-
schulbeiträge und Mehrfachinve-
stitionen mit sich bringen.

Darüber hinaus fordert der
Bayerische Städtetag den Frei-
staat Bayern auf, den von Bund

(Fortsetzung auf Seite 3)

Verband der bayerischen Bezirke in Bayreuth:

Ambulante Hilfen
im Vordergrund 

Bei seiner Hauptausschuss-Sitzung in Bayreuth hat der Verband
der bayerischen Bezirke eine Resolution zur Übernahme neuer
Aufgaben der ambulanten Eingliederungshilfe verabschiedet.
Darin heißt es: „Die Bezirke sehen ihren Auftrag darin, die
gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen
am Leben in der Gemeinschaft zu gewährleisten, ihre Integrati-
on zu fördern und ihnen eine selbst bestimmte Lebensführung
zu ermöglichen. Ziel der Bezirke ist es, personenzentrierte, auf
den individuellen Bedarf des Menschen mit Behinderungen ab-
gestimmte Hilfen zu leisten.“

Die demografische Entwick-
lung und die Verringerung der
familiären Unterstützungsnetze
führen laut Resolution zu einem
steigenden Hilfebedarf außer-
halb der Familie. Zahlreiche
Menschen mit Behinderungen
könnten eigenständig alleine
oder in Wohngemeinschaften le-
ben, wenn sie geeignete ambu-
lante Leistungen der Eingliede-
rungshilfe erhalten und die not-
wendigen Rahmenbedingungen
für die Bewältigung von Krisen,

Angebote zur Freizeitgestaltung
und Tagesstrukturierung und die
Integration in das soziale Um-
feld vorhanden sind.

Einheitliche Zuständigkeit

Auf der Basis der künftig ein-
heitlichen Zuständigkeit für alle
Leistungen der Eingliederungs-
hilfe schafften die Bezirke
durchlässige Strukturen im am-
bulanten und stationären Hilfe-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Walter Hahn

97353 Wiesentheid
am 20.11.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Johann Schilke

86682 Genderkingen
am 13.11.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Oberbürgermeister

Paul Wengert
86150 Augsburg

am 18.11.

Bürgermeister Georg Zaus
95682 Brand

am 18.11.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Bernhard Walter

86450 Altenmünster
am 22.11.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hubert Ammer

94368 Perkam
am 17.11.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Michael Grasl

82541 Münsing
am 26.11.

Wir gratulieren

Nochmals
Sonne tanken!

Buchen Sie Last-Minute-Schnäppchen 
direkt im Internet unter 

www.1a-preisvergleichreisen.de

Die Regierung Beckstein
geht an die Arbeit 

Der neue Ministerpräsident bekennt sich zu ganz Bayern
Veränderungen im Kabinett blieben in Grenzen 

Mit der Wahl von Dr. Günther Beckstein zum Bayerischen Mi-
nisterpräsidenten am 9. Oktober und der Vereidigung seines Ka-
binetts im Landtag eine Woche später ist die neunmonatige
Übergangszeit seit der Rücktrittsankündigung von Dr. Edmund
Stoiber in der turbulenten Winterklausur der CSU-Fraktion be-
endet. Die erwartete Veränderung und Verjüngung des Kabi-
netts hielt sich in Grenzen. Der neue Regierungschef bekannte
sich zur politischen Leitlinie seines Amtsvorgängers, die er in
neuem Stil weiterentwickeln will. 

„Mein Herz schlägt für ganz
Bayern“, betonte Beckstein. Er
trete das höchste Staatsamt „in
Demut und mit Mut“ an, wie er
nach dem von Landtagspräsident
Alois Glück entgegengenomme-
nen Amtseid in kurzer Anspra-
che versicherte. Der neue Minis-

geld als „akutes Beispiel für das
Versagen der Staatsregierung“. 

Deren neue Zusammenset-
zung sorgte in der CSU für spür-
bare Nervosität, die Beckstein
schließlich im Wochenendge-
spräch in seiner Wohnung in
Nürnberg-Langwasser beendete,

mann zum Innenminister war
laut eigener und Becksteins Aus-
sage Ergebnis der letzten Dis-
kussion am Sonntag vor der Ver-
eidigung. 

Dass Innenstaatssekretär Ge-
org Schmid nicht Becksteins
Nachfolger sondern von ihm 
als Fraktionsvorsitzender vorge-
schlagen wurde, erregte in der
Fraktion hörbares Missfallen. Es
war erwartet worden, dass Herr-
manns Nachfolger aus der Frak-
tion kommen werde, wenn nicht
Kultusminister Siegfried Schnei-
der an die Fraktionsspitze wech-
selte. In der Fraktionssitzung am
Tag nach der Kabinettsvereidi-
gung überwog der Wille, den
„Prozess der Unstimmigkeiten
abzuschließen“, wie Schmid be-
richtete. Er wurde mit 110 von
112 gültigen Stimmen zum Vor-
sitzenden gewählt. Exstaatsse-
kretär Karl Freller erhielt die
Stellvertreterposition des zum
Staatssekretär ernannten Markus
Sackmann mit 96 von 105 gülti-
gen Stimmen. 

Unmut bei den CSU-Abge-
ordneten gab es auch, weil kein
Ausschussvorsitzender ins Kabi-
nett berufen wurde. Hoch re-
spektiert wurde andererseits die
Entscheidung von Finanzstaats-
sekretär Franz Meyer, mit Blick
auf seine Landratskandidatur in
seinem Heimatlandkreis Passau,
Becksteins Angebot abzulehnen,
bis zur Kommunalwahl im Amt
zu bleiben. Meyer erklärte der
GZ, er wolle zum Bewusstsein
beitragen, dass Landes- und Kom-
munalpolitik aus einem Guss
und auf gleicher Ebene seien. 

Opposition vermisst 
Strahlkraft und Frauen

Für die Opposition ist das Ka-
binett Beckstein „ohne Strahl-
kraft und Substanz“ wie Dr.
Sepp Dürr für die Grünen formu-
lierte. Johanna Werner-Muggen-
dorfer (SPD) meinte, Beckstein
fühle sich noch nicht stark ge-
nug, größere Umbrüche vorzu-
nehmen. Beide Oppositionsspre-
cher bemängelten auch den ge-
ringen Frauenanteil. In seiner
letzten Rede als CSU-Fraktions-
chef stellte Herrmann fest, die
neue Staatsregierung sei eine ge-
lungene Mischung aus Erfah-
rung und Erneuerung, Kraft und
Kompetenz. 

Zu Becksteins Team gehören
elf Minister, darunter zwei neue:
Herrmann und Söder, sowie sechs
Staatssekretäre, fünf davon neu:
Georg Fahrenschon, Marcel Hu-
ber, Melanie Huml, Markus
Sackmann und Bernd Sibler. rm

Büchergeld wird zur Kostenfrage 
Landtagsopposition verlangt Kostenausgleich für die Kommunen 

bei sofortigem Verzicht auf die Elternabgabe 

Über einen Kostenersatz für Kommunen, die
sofort auf die Einhebung des Büchergeldes für
das laufende Schuljahr verzichten, herrscht im
Landtag weiter Unklarheit. Im Plenum wur-
den zwei neue Dringlichkeitsanträge der Op-
position von der CSU abgelehnt. Die SPD woll-
te sicherstellen, dass den Kommunen keinerlei
finanzielle Belastungen bleiben. Die Grünen
verlangten einen Kostenersatz in Höhe des Be-
trages, den die Städte, Landkreise und Ge-
meinden als Schulaufwandsträger vor der Ein-
führung des Büchergeldes ab dem Schuljahr
2005/06 erhalten haben. 

Die erforderliche Summe könne und müsse in
den Nachtragsetat 2008 eingestellt werden, for-
derte Simone Tolle (Grüne). Der Kostenersatz
sei durch Änderung des Schulfinanzierungsge-
setzes unverzüglich zu klären, da die Kommu-
nen bereits an ihren Haushalten für das kom-
mende Jahr arbeiteten. 

Jürgen Dupper (SPD) unterstellte der CSU und
auch der neuen Staatsregierung den Versuch, sich
aus der Verantwortung für die Korrektur eines
Fehlers der Regierung Stoiber herauszustehlen,
indem den Kommunen freigestellt werde, sofort
auf das Büchergeld zu verzichten, ohne über die
dadurch ausfallenden Mittel zu reden. 

Georg Eisenreich (CSU) berief sich auf die
Vereinbarung des Kultusministers mit den Vor-
sitzenden von Städte-, Gemeinde- und Land-
kreistag, es den Kommunen zu überlassen, ob
sie sofort auf das Büchergeld verzichten wollen

und können. Auf jeden Fall werde der Freistaat
wie bisher pro Schüler 4 Euro zahlen. 

Karl Freller erläuterte dass der entsprechende
Gesetzentwurf sei derzeit noch in der Anhörung
bei den kommunalen Spitzenverbänden sei; er
werde aber schnellstmöglich dem Landtag vorge-
legt. Freller berief sich auf eine Vereinbarung
beim Spitzengespräch mit den Vorsitzenden
Brandl, Zellner und Schaidinger Ende September. 

In der kontroversen Diskussion befand Franz
Schindler (SPD), den Kommunen den Schwarz-
en Peter zuzuschieben, ob und wer das Bücher-
geld zahlt, sei einer Bananenrepublik würdig.
Eisenreich wies das zurück. Der Forderung bei-
der Oppositionsfraktionen, der anwesende neue
Ministerpräsident möge sich zum rechtlich ein-
wandfreien Vollzug der Neuregelung äußern,
kam Dr. Günther Beckstein nicht nach. Er hatte
die Abschaffung des Büchergeldes auf der CSU-
Klausur in Banz Anfang September als einen
Schritt der kommenden Staatsregierung für das
nächste Schuljahr angekündigt. 

Die Landtagsopposition kritisierte im Plenum
auch die ihrer Meinung nach unklare Haltung
der drei Spitzenverbandsvorsitzenden und ver-
wies darauf, dass gerade auch CSU-(Ober)Bür-
germeister und Landräte landesweit die soforti-
ge, kostenneutrale Abschaffung des Büchergel-
des forderten. In namentlicher Abstimmung
wurden beide Dringlichkeitsanträge von der
CSU abgelehnt bei fünf bzw. sieben Stimment-
haltungen (s. GZ 19/11.10.07). rm

Einzelzimmer wird Rechtsanspruch
Pflegegesetz wird mit Bezirken und Verbänden abgestimmt 

Der Anspruch auf Einzelzimmer für Heimbewohner wird in
den bayerischen Ausführungsbestimmungen zum Bundes-
pflegegesetz detailliert geregelt. Der entsprechende Regie-
rungsentwurf geht demnächst den Bezirken und Wohlfahrts-
verbänden zur Stellungnahme zu. 

Das kündigte Sozialministerin Christa Stewens an, bevor der
Landtag einen SPD-Dringlichkeitsantrag einstimmig verabschie-
dete. Zum Nachtragsetat 2008 soll die Ministerin im Parlament
berichten, ob und wie die notwendigen Kosten für den Umbau
von Pflegeheimen vom Staat im Einvernehmen mit den Bezirken
bereitgestellt werden. 

Joachim Wahnschaffe (SPD) und Renate Ackermann (Grüne)
hatten auf die teilweise unhaltbaren Verhältnisse in Alten- und
Pflegeheimen - zum Beispiel in Oberfranken - hingewiesen und
ein Zinsverbilligungsprogramm für Neu- und Umbauten dring-
lich angemahnt. 

Joachim Unterländer (CSU) betonte, in den Heimen müsse ein
einheitlicher Standard gesichert werden. 

Die Ministerin versicherte, ein Sanierungsprogramm werde mit
den Verbänden besprochen. Sie schätzte, dass die Kosten nicht
wesentlich höher seien, als bisher für Neu- und Umbau kalkuliert.
Die Zustände in den bayerischen Heimen seien im Bundesver-
gleich positiv an der Spitze. Etwa 30% der Menschen verbräch-
ten ihren Lebensabend in Heimen. rm

terpräsident will einen „offenen
und vertrauensvollen Dialog“ in
„fairem Wettbewerb“ mit der
Opposition. In geheimer Wahl
hatte er 122 von 178 abgegebe-
nen Stimmen erhalten. Von der
mit 124 Abgeordneten vollzählig
anwesenden CSU-Fraktion fehl-
ten ihm zwei Stimmen, da die
Opposition geschlossen 53 Nein-
stimmen abgab. Eine Stimme
war ungültig. 

Den besten Mann 
für das hohe Amt

CSU-Fraktionsvorsitzender
Joachim Herrmann hatte Beck-
stein als den besten Mann für das
hohe Amt vorgeschlagen. Die
Opposition bezweifelte das.
SPD-Fraktionschef Franz Maget
forderte eine neue Politik, die
sich schon in Größe und Zusam-
mensetzung des neuen Kabinetts
andeuten müsse, Margarete Bau-
se (Grüne) hieb in die gleiche
Kerbe. Beide Oppositionsspre-
cher werteten den Streit mit den
Kommunen um den Kostener-
satz für das abgeschaffte Bücher-

bevor die Fraktion die neue
Mannschaft unmittelbar vor der
Vorstellung und Vereidigung im
Landtag absegnete. 

Überraschungen

Besonders beachtet wurde,
dass Beckstein Finanzminister
Prof. Kurt Faltlhauser zum vor-
zeitigen Amtsverzicht bewegen
konnte. Er hatte bis zur Land-
tagswahl nächsten Herbst im
Amt bleiben wollen. Überra-
schend kam auch, dass sich
Fraktionsvorsitzender Herrmann
bereiterklärte, als Becksteins
Nachfolger Innenminister zu
werden. Er hatte bis zur Wahl
Fraktionschef bleiben wollen. 

Die Umsetzung der bisherigen
Bundesangelegenheiten- und
Europaministerin Emilia Müller
zur Wirtschaftsministerin war
nach Aussagen auch von CSU-
Politikern ebenso überraschend
wie die des CSU-Generalse-
kretärs Dr. Markus Söder in
Müllers bisheriges Amt. 

Im Pressegespräch bestätigte
Beckstein die Schwierigkeiten
u.a. mit Wirtschaftsvertretern.
Dass Erwin Huber vom Wirt-
schafts- in das Finanzministeri-
um wechselte, war nach Faltl-
hausers Verzicht erwartet wor-
den. Die Ernennung des Frakti-
onsvorsitzenden Joachim Herr-

(Fortsetzung von Seite 1)
streitbaren Vorteil in die Kom-
munalwahl 2008, bereits auf 50
Jahre Verantwortung auf Lan-
des-, Bundes- und Europaebene
blicken zu können, fuhr Huber
fort: „Nur wir können kommuna-
le Anliegen auf anderen Ebenen
ein- und durchsetzen.“ Als Bei-
spiel nannte der Parteivorsitzende
Hartz IV: Hier sei es letztlich auf-
grund des Einwirkens der CSU
zu einer Entlastung der kommu-
nalen Kassen gekommen. 

Im Zeichen 
der Kommunalwahl

Nicht nur der Parteiausschuss
am 17. November in Würzburg
werde insbesondere im Zeichen
der Kommunalwahl stehen, fuhr
Huber fort; er selbst habe sich
auch vorgenommen, in den
nächsten Wochen alle Bezirke
aufzusuchen und dort die kom-
munalen Herausforderungen in
den Mittelpunkt zu stellen. 

In diesem Zusammenhang gab
der Parteivorsitzende der Hoff-
nung Ausdruck, das Büchergeld
„relativ rasch“ ad acta legen zu
können. Hier sei „möglichst
schnell für einen reibungslosen
Ablauf“ zu sorgen. Es liege an
den Kommunalpolitikern, darü-
ber zu entscheiden, ob es für
2007/2008 erhoben wird oder
nicht. Vom Schuljahr 2008 an
werde jedenfalls wieder die alte
Regelung gelten. Der kleinere
Teil werde dann erneut von den
kommunalen Sachaufwandsträ-
gern bezahlt, der größere Teil
vom Staat. 

Entlastung 
des kommunalen Bereichs

Was die aktuelle Diskussion
um das Arbeitslosengeld I
(ALG) anbelangt, so wird eine
mögliche Änderung nach Hu-
bers Auffassung „wohl eher zu
einer Entlastung des kommuna-
len Bereichs“ führen. Deshalb
sei es angebracht, sich momen-
tan mit Äußerungen eher zurück-
zuhalten. Der Parteivorstand ha-
be in seiner jüngsten Sitzung be-
tont, dass es sehr viel wichtiger
sei, die Beiträge zur Arbeitslo-
senversicherung weiter zu sen-
ken. In der „jetzigen, etwas
schwierigen Konjunkturlage“ sei
dies der richtige Beitrag zur
rechten Zeit, erklärte der CSU-
Vorsitzende.

Erwin Huber plädierte zudem

Hubers Marksteine ...
dafür, auch familienpolitische
Fragen programmatisch stark in
den Vordergrund zu stellen. Mit
dem angekündigten Ausbau der
Kinderbetreuungseinrichtungen
habe die CSU ein Thema besetzt,
„wo wir kein Defizit gegenüber
SPD und Grünen aufkommen
lassen“. Gleichwohl solle auch
immer „die Stärkung der traditio-
nellen Familie ein Teil unserer
Kommunalpolitik“ sein. Huber:
„Es darf nicht dazu kommen,
dass wir Ämter und Verantwor-
tung letztlich immer mehr redu-
zieren und auf außerfamiliäre
Einrichtungen konzentrieren. Im
Zentrum muss die Familie ste-
hen, weshalb wir auch für ein Be-
treuungsgeld eintreten. Auch das
ist ein Beitrag zu glaubwürdiger
CSU-Familienpolitik.“

Neue Schwerpunkte

In punkto Nachtragshaushalt
für 2008 kündigte der Parteivor-
sitzende an, insbesondere bei
den Themen Klimaschutz und
Kommunaler Finanzausgleich
neue Schwerpunkte setzen zu
wollen. „Die kommunale Fi-
nanzkraft weiter stärken“, laute
die Devise, weshalb zu überle-

gen sei, „wo noch strukturelle
Veränderungen für eine sinnvol-
le Weiterentwicklung des kom-
munalen FAG vorgenommen
werden müssen“. 

Vier Säulen der Partei

Grundsätzlich wolle er, Huber,
„dazu beitragen, dass die einzel-
nen Gremien der CSU in ihren
Vorstandssitzungen konstant
Fragen der Kommunalpolitik er-
läutern“. Auch werde er alle Re-
gierungsvertreter verpflichten,
im Kommunalwahlkampf vor
Ort präsent zu sein. Hier gelte es,
Mannschaftsgeist zu zeigen und
für den so notwendigen „Zusam-
menhalt über alle vier Parteisäu-
len hinweg“ zu sorgen. 

Hubers abschließender Appell
an die KPV-Versammlung: „Mit
vier Wahlen in zwei Jahren ha-
ben wir eine Dichte, wie wir sie
in der ganzen Nachkriegszeit
nicht hatten. Das fordert uns ge-
waltig. Wenn der Start stimmt,
geht man gut gerüstet ins Ren-
nen. Deshalb bitte ich Sie, dazu
beizutragen, dass wir einen
kraftvollen und beeindrucken-
den Start bei der Kommunal-
wahl 2008 hinlegen.“ DK

(Fortsetzung von Seite 1)
und Ländern zusätzlich gefor-
derten Krippenausbau als Kon-
nexitätsfall anzuerkennen. Der
Freistaat müsse sich verpflich-
ten, den Kommunen die vom
Bund nicht gedeckten Kosten zu
erstatten. Ein brandneues Gut-
achten des renommierten Verfas-
sungsrechtlers Prof. Dr. Gallwas
stärke den Kommunen in dieser
Frage den Rücken. 

Kommunaler
Finanzausgleich

Als Schwerpunkte im kommu-
nalen Finanzausgleich 2008 er-
wartet der Städtetag wiederum
die Stärkung der Investitionskraft
der Kommunen und eine bessere
Finanzierung der Schülerbeförde-
rung. Die Investitionsfördermittel
nach Art. 10 FAG müssten deut-
lich erhöht werden. Neben den im
Bildungsbereich erforderlichen
hohen Investitionen gebe es in der
kommunalen Infrastruktur insge-
samt einen Nachholbedarf. Dazu
gehörten auch die Krankenhäu-
ser. Hier habe der Staat zumindest

wieder die Hälfte des Investi-
tionsprogramms zu finanzieren.
Auch im Öffentlichen Personen-
nahverkehr und bei den Gemein-
destraßen müsse wieder mehr in-
vestiert werden. Neben den
zweckgebundenen Investitions-
fördermitteln benötigten die
Kommunen auch eine Erhöhung
der frei verwendbaren Investiti-
onspauschale. Damit könnten die
Städte und Gemeinden Investiti-
onsvorhaben wie beispielsweise
für den Sportstättenbau oder son-
stige soziale Einrichtungen in An-
griff nehmen, die durch spezifi-
sche Förderprogramme nicht ge-
deckt sind.

Mehr Geld aus dem 
allgemeinen Steuerverbund

Nach Meinung der Städte
muss auch eine weitere Er-
höhung des kommunalen Anteils
am allgemeinen Steuerverbund
umgesetzt werden. Nach der Er-
höhung von 11,5 Prozent auf
11,7 Prozent in den vergange-
nen beiden Jahren wird ein wei-

(Fortsetzung nächste Seite)

Aktuelle Baustellen ...
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Bayerischer Musikschultag in Garmisch-Partenkirchen:

Partizipation heißt die Maxime
Landtagspräsident Alois Glück mit Carl-Orff-Medaille ausgezeichnet

„Der diesjährige Musikschultag fällt in eine Zeit des Um-
bruchs“, erklärte Landrat Hanns Dorfner, Präsident des Ver-
bandes Bayerischer Sing- und Musikschulen (VBSM), beim
Festakt zum Bayerischen Musikschultag in Garmisch-Parten-
kirchen. Das dreitägige Treffen fand in diesem Jahr in Zusam-
menarbeit mit der Musikschule Garmisch-Partenkirchen statt,
die zugleich ihr 35-jähriges Jubiläum feierte. 

Angesichts der sich verändern-
den bildungspolitischen Rah-
menbedingungen seien die Mu-
sikschulen mehr denn je gefor-
dert, „ein gewaltiges Wort mitzu-
reden“, so Dorfner vor rund 200
Gästen aus Politik, Bildung und
Kultur. Die Musikschulen könn-
ten einen großen Anteil daran
haben, die Bildungsoffensive

Bayern weiterzubringen: „Wenn
wir wollen, dass Nachmittagsbe-
treuung nicht nur ein Aufpassen
der Schüler bedeutet, sondern
aktiv zur Persönlichkeitsent-
wicklung der Kinder beiträgt,
dann müssen die Musikschulen
eingebunden werden“, forderte
der VBSM-Präsident. Wenn es
auch viele Beispiele für die Zu-
sammenarbeit von Musikschule
und Schule gäbe, so sei die fi-
nanzielle Ausstattung für die Ak-
tivitäten doch mangelhaft. „Un-
ser Ziel ist es, dafür zu sorgen,
dass jedes Kind an jedem Ort
qualifizierten Musikunterricht er-
halten kann“, hob Dorfner hervor.
Dazu sei der Wille der Kommu-
nen ebenso entscheidend wie die
Unterstützung durch den Staat. 

Staatliche Förderung

Obwohl dringend notwendig,
habe sich die staatliche Förde-
rung bisher kaum verbessert. Das
habe zur Folge, so Dorfner, dass
„das Musikland Bayern heute in
der Gefahr lebt, seine bundeswei-
te Vorbildfunktion zu verlieren“.
Er verwies in diesem Zusam-
menhang auf das Nachbarland
Oberösterreich, das im Bereich

Musikschulen vorbildliche
Staatsförderung gewährleiste. 

Beispiel Österreich

Auch Manfred Hölzlein, Prä-
sident des Verbandes bayerischer
Bezirke, lobte in seiner Festan-
sprache die konsequente musika-
lische Förderung im benachbar-
ten Österreich. Für Hölzlein ist
die außerschulische Musikerzie-
hung ohne die Beteiligung der
Kommunen undenkbar: „Kom-
munen sind Träger, Zuschussge-
ber oder Vertragspartner von Mu-
sikschulen“. So hätten im Jahr
2005 die Kommunen über 40
Prozent der Gesamtausgaben der
Musikschulen in Höhe von über
50 Millionen Euro übernommen.
Mit Interesse verfolge er das Pro-
jekt „Jedem Kind ein Instru-
ment“ in Nordrhein-Westfalen.
Dort sollen unter der Träger-
schaft der Musikschulen bis 2010
über 200.000 Kinder im Ruhrge-
biet ein Instrument ihrer Wahl
und ein- bis zweimal wöchent-
lich qualifizierten Instrumental-
unterricht erhalten. Wichtig sei
hier zu betonen, so Hölzlein, dass
„der Unterricht nur in Ergänzung
zum regulären Musikunterricht
der Schule gedacht ist, nicht als
dessen Ersatz“.

Im Rahmen des Festaktes
zeichnete der VBSM Landtags-
präsident Alois Glück mit der
Carl-Orff-Medaille des bayeri-
schen Musikschulverbandes aus.

Beim Bayerischen Musikschultag (v. l.): Heribert Thallmair, Ehrenpräsident des Bayerischen Ge-
meindetags und Josef Deimer, Ehrenvorsitzender des Bayerischen Städtetags, beide Träger der Carl-
Orff-Medaille des Verbandes Bayerischer Sing- und Musikschulen, Landrat Hanns Dorfner, Präsi-
dent des Verbandes Bayerischer Sing- und Musikschulen, Landtagspräsident Alois Glück, ebanfalls
Träger der Carl-Orff-Medaille, Manfred Hölzlein, Präsident des Verbandes der Bayerischen Bezirke
und Thomas Schmid, 1. Bürgermeister des Marktes Garmisch-Partenkirchen.  Foto: VBSM

Die Fronten sind geklärt:
Dr. Günther Beckstein ist un-
ser neuer Ministerpräsident
und Erwin Huber der neue
Parteivorsitzende der CSU.

Wir stehen damit am Be-
ginn einer neuen Epoche in
der erfolgreichen Geschichte
dieser großen Partei und un-
seres Bayernlandes. 

Mit Edmund Stoiber hat ein
Ministerpräsident die Staats-
kanzlei verlassen, der für Bay-
ern ungemein prägend war.
Die rasante Entwicklung der
vergangenen eineinhalb Jahr-
zehnte, die den
Freistaat wirt-
schaftlich - und
nicht nur in die-
sem Bereich - an
die Spitze der
deutschen Länder gebracht
hat, werden immer mit sei-
nem Namen verbunden sein.
Bis zur letzten Stunde hat er
für den Fortschritt unseres
Heimatlandes gekämpft. Als
Stichpunkt sei hier nur der
Transrapid genannt.

Die neuen Männer werden
andere Akzente setzen. Im
Laufe der Jahre, vielleicht
schon nach Monaten, werden
diese sichtbar werden. Sie
müssen aber auch ihr Augen-
merk verstärkt darauf rich-

ten, dass die CSU bei den
vier Wahlen, die innerhalb
der zweijährigen Amtszeit des
neuen Parteivorstandes an-

stehen, ihr bis-
heriges Gewicht
halten kann.
Dies geht nur,
wenn die positi-
ve Entwicklung

für das erfolgsverwöhnte Land
anhält. Der neue Minister-
präsident wird daher ein
gerüttelt Maß an Arbeit zu
leisten haben.

Ihm und dem neuen Partei-
vorsitzenden gelten daher un-
sere besten Wünsche.

KolumneGZ Luitpold Braun

Neue Männer,
neue Akzente

In seiner Würdigung hob Dorf-
ner die Verdienste Glücks und
dessen Engagement für die Sing-
und Musikschulen in Bayern
hervor: So sei der Geehrte u. a.
in seinem Landkreis seit Jahr-
zehnten stetiger Ansprechpartner
für alle Belange der Musikschu-
len oder des Laienmusizierens.
Das oft zitierte „bürgerschaftli-
che Engagement“ lebe er in bei-
spielhafter Weise vor: ob als er-
ster Vorsitzender des Orgelför-
dervereins Traunwalchen oder
als Schirmherr der „Orff-Fest-
spielreihe“. 

Persönlichkeitsentwicklung

Besonders freute sich Glück
über die Auszeichnung, weil er
sich dem Namensgeber der Me-
daille verbunden fühle: „Carl
Orff ist Ehrenbürger meiner Hei-
matgemeinde Traunreut und er
ist sozusagen der „Schutzpatron“
der Sing- und Musikschulen.“
Der Landtagspräsident versi-
cherte in seinen Dankesworten,
sich auch weiterhin für die An-
liegen der bayerischen Musik-
schulen einzusetzen: „Gerade für
Kinder und junge Menschen ist
musische Bildung und musikali-
sche Erziehung von unschätzba-
rem Wert. Es ist nicht nur schön,
ein Instrument zu spielen, es zu
beherrschen; musikalische Bil-
dung ist auch eine äußerlich
ganz zweckfreie, besondere
Betätigung, die die Persönlich-
keitsentwicklung fördert.“ 

Jubiläumskonzert

Eröffnet wurde der Musik-
schultag von der Garmischer Mu-
sikschule mit einem Jubiläums-
konzert. Darin präsentierten sich
neben vielen musikschul-eigenen
Gruppen und Ensembles das
Streichorchester „Sinfonietta
Werdenfels“, Chöre und die Big-
band der Musikschule. Beim tra-
ditionellen Festkonzert der jun-
gen musikalischen Elite präsen-
tierten Chöre, Instrumentalen-
sembles und Solisten aus 17 süd-
bayerischen Musikschulen die
hohe Unterrichtsqualität der Mu-
sikschularbeit. Die meisten der
Mitwirkenden sind Preisträger
des Wettbewerbs „Jugend musi-
ziert“. Den fulminanten Konzert-
abschluss machte das Jugendsin-
fonieorchester der Albert-Grei-
ner-Sing- und Musikschule Augs-
burg mit 70 Musikschülern. Mit
Blasmusik und Bigband-Klängen
endete der Musikschultag in der
Fußgängerzone von Garmisch-
Partenkirchen. Blasorchester und
Bläserensembles aus den Musik-
schulen Garmisch-Partenkirchen,
Wertingen, Starnberg, Tegernseer
Tal, Berchtesgadener Land und
Freising begeisterten das Publi-
kum auf drei Plätzen unterhalb
der Zugspitze. DK

Aktuelle Bau...
(Fortsetzung von Seite 2)
terer Schritt erwartet. Dies umso
mehr, als der Freistaat dieses
Jahr besonders viel Steuern ein-
genommen habe. Das Geld wür-
de zu Gunsten der Schlüsselzu-
weisungen gehen und damit die
allgemeine Finanzausstattung
der Kommunen, insbesondere
der steuerschwachen Städte und
Gemeinden, stärken. 

Mit Blick auf das vor kurzem
vorgelegte Gutachten des Nie-
dersächsischen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (NIW) über die
Verteilung der Schlüsselzuwei-
sungen stellte der Städtetagsvor-
stand fest, dass dieses eine gute,
fachlich fundierte Grundlage für
die Erarbeitung von Änderungs-
vorschlägen zum kommunalen
Finanzausgleich darstellt. Der
Städtetag erwartet daher, dass al-
le Auftraggeber – Finanz- und
Innenministerium sowie alle
kommunalen Spitzenverbände –
gemeinsam auf der Grundlage
der Feststellungen des Gutach-
tens an der Umsetzung arbeiten.

Einwohnergewichtung

Das Gutachten kommt zu dem
Ergebnis, dass die sog. Ein-
wohnergewichtung, mit der der
höhere Aufgabenbestand und
Ausgabebedarf der größeren Ge-
meinden und Städte beschrieben
wird, grundsätzlich richtig an-
setzt. Veränderungsbedarf wird
aber jeweils am unteren und obe-
ren Ende der Einwohnergewich-
tung gesehen. Das Gutachten
schlägt hier Verbesserungen für
besonders kleine Gemeinden mit
bis zu 1.000 Einwohnern und für
größere Gemeinden und Städte
ab 20.000 Einwohnern vor. Ver-
besserungsbedürftig ist danach
auch die zu geringe Berücksich-
tigung der Kreisaufgaben der
kreisfreien Städte. Weitere Än-
derungsvorschläge betreffen die
Ermittlung der Steuer- und Um-
lagekraft. DK

Arbeitstagung zur musikalischen Bildung
Bei der Arbeitstagung zum Thema „Musika-
lische Bildung ist Zukunftsinvestition“ im
Rahmen des Bayerischen Musikschultags
waren sich die Teilnehmer darin einig, eine
höhere staatliche Musikschulförderung mit
größtem Nachdruck verfolgen zu wollen. 

Professor Dr. Christian Pfeiffer, Direktor des
Kriminologischen Forschungsinstituts Nieder-
sachsen, appellierte an die Politik, die „Zu-
kunftsinvestition in die Jugend“ zur zentralen
Leitlinie zu machen: „Wir müssen die Nachmit-
tage unserer Kinder retten und bei ihnen Lust auf
Leben wecken - durch Musik und weitere kultu-
relle Angebote.“ Dass das Musizieren für Ju-
gendliche eine gute Möglichkeit ist, ihre Freizeit
sinnvoll auszufüllen, bestätigte die Bürgermeis-
terin von Neubiberg, Johanna Rumschöttel: Im
Gegensatz zu den Nachbargemeinden, die ohne
öffentliches Musikschulangebot sog. Streetwor-
ker im Einsatz haben, wären diese in ihrer Ge-
meinde nicht vonnöten. Einig darüber waren
sich Kommunalpolitiker wie Staatsvertreter,
dass musikalische Bildung und gemeinsames
Musizieren für junge Leute in hohem Maße für
das Leben und die Persönlichkeitsbildung sinn-
stiftend sei. Allein dieser Tatbestand erfordere
von den politisch Verantwortlichen in Staat und
Kommunen, die Musikschulen weiter zu fördern
und zu stärken. 

Wissenschaftsminister Dr. Thomas Goppel
kündigte an, dass der Haushaltsansatz für das
kommende Jahr eine gewisse Steigerung vorse-
he. Der Wegfall der 20-prozentigen Haushalts-
sperre - eine Sparmaßnahme in den vergangenen
steuerschwachen Jahren - würde so die staatliche
Förderung der Musikschulen begünstigen. „Die
13 Millionen Euro stehen den Musikschulen zu“,
befand auch Ministerialrat Michael Weidenhiller,
zuständiger Referent im Staatsministerium für
Unterricht und Kultus. Er forderte die Musik-
schulen auf, derweil den „Druck im Kessel zu er-
höhen“. Auch der Musikschulverband sollte sich
gemeinsam mit den Kommunalen Spitzenver-
bänden zügig auf den Weg machen, die politi-
schen Entscheidungsträger zu überzeugen. 

Ob eine Gemeinde eine Musikschule betrei-
ben oder ausbauen will, entscheide sie nicht zu-
letzt nach der Höhe des gesellschaftlichen Stel-
lenwerts, erklärte Fritz Wittmann, Bürgermeister
des Marktes Essenbach. Wie hoch dieser Wert
ist, sei in jedem Falle von der politischen Ge-
wichtung der Staatsregierung abhängig. Ein stär-
kerer staatlicher Anreiz würde die Kommunen,
die ohnehin schon den Löwenanteil der Musik-
schulen finanzieren, dazu bewegen, die beste-
henden Musikschulen nicht nur zu bewahren,
sondern sie auszubauen und neue Musikschulen
zu gründen. DK

Landeskonferenz der SGK Bayern in Mühldorf:

Nein zu Büchergeld
und Transrapid 

Die Sozialdemokratische Gemeinschaft für Kommunalpolitik
(SGK) in Bayern hat auf ihrer Landeskonferenz in Mühldorf
am Inn die sofortige Abschaffung des Büchergeldes und die
Übernahme der Kosten durch den Freistaat Bayern gefordert.
Der Landesvorsitzende, Memmingens Oberbürgermeister Dr.
Ivo Holzinger, begrüßte die Einsicht der Staatsregierung, das
Büchergeld, das eine bildungspolitisch unerwünschte Mehrbe-
lastung für die Eltern darstelle und zudem ein „bürokratisches
Monster“ sei, nunmehr doch wieder abzuschaffen.

Allerdings wollen die SPD-
Kommunalpolitiker die sofortige
Abschaffung ab dem Schuljahr
2007/2008, zumal die Einzie-
hung erst begonnen hat. Für sie
ist selbstverständlich, dass die
Kosten dafür vom Freistaat über-
nommen werden müssen. Hol-
zinger: „Es kann doch nicht
wahr sein und spräche allen
Rechtsgrundsätzen Hohn, wenn
die Kommunen für die Fehler
des Staates bezahlen müssten.“
Diesen Streit wolle man aber
nicht auf dem Rücken der Eltern
austragen. Deshalb empfehlen
die SPD-Kommunalpolitiker den
Städten, Gemeinden und Land-
kreisen, auf die Einziehung des
Büchergeldes ab sofort zu ver-
zichten bzw. bereits eingezoge-
nes Geld zurück zu erstatten.

Konnexitätsprinzip

Für die Neuregelung ab dem
Schuljahr 2008/2009 sind die
Kommunalpolitiker der Mei-
nung, dass nicht einfach an die
frühere Regelung bei der Lern-
mittelfreiheit angeknüpft werden
kann. Mittlerweile gelte das ver-
fassungsrechtlich verankerte
Konnexitätsprinzip, an das sich
der Staat halten und damit die Ge-
samtkosten übernehmen muss.

Eindeutig war auch die ab-
lehnende Haltung gegenüber
dem Bau der Transrapid-
Strecke München Hauptbahn-
hof - Flughafen Franz-Josef-
Strauß. Angesichts des „nicht
nachweisbaren Nutzens und
der zu erwartenden immensen
Mehrkosten als die behaupte-
ten 1,85 Mrd.“ hält die SGK
Bayern die staatliche Förderung
dieses Projektes für „nicht ver-
antwortbar und eine Ver-

schwendung öffentlicher Gelder“.
Wie die SPD-Kommunalpoli-

tiker in einer Resolution darleg-
ten, sei die Transrapidtechnolo-
gie primär für Langstrecken ge-
eignet. Eine Realisierung der
Technologie auf dieser kurzen
Strecke sei alles andere als zu-
kunftsweisend. Der Transrapid
auf der Kurzstrecke sei ökono-
misch schädlich: Die immensen
Kosten müssten vor allem vom
Steuerzahler aufgebracht werden
und „stehen zum fraglichen Nut-
zen in Bayern in keinem sinnvol-
len Verhältnis“.

Neue S-Bahn-Strecken

Dringend erforderlich sei
stattdessen der sinnvolle Aus-
bau teils bereits bestehender
und der notwendige Bau neuer
S-Bahn-Strecken. In einem
Flächenland wie Bayern benöti-
ge man eine sinnvolle Anbin-
dung der Regionen an den Flug-
hafen München durch kompa-
tible Verkehrsmittel und Kon-
zepte. Die Transrapidtechnolo-
gie sei hierfür ungeeignet.

Volksbegehren

Da der Bevölkerung ange-
sichts großenteils ungenügender
S-Bahn- und anderer Nahver-
kehrssysteme nicht mehr zu ver-
mitteln sei, weshalb sich die
bayerische Staatsregierung auf
das Risiko großer Finanzie-
rungslücken einlässt, werde die
Möglichkeit eines Volksbegeh-
rens gegen den Transrapid ge-
prüft. Es dürfe nicht sein, „dass
weite Teile Bayerns verkehrspo-
litisch abgehängt werden, um
Stoibers Prestigeprojekt umzu-
setzen“. DK
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bereich. Handlungsbedarf beste-
he vor allem im Auf- und Aus-
bau ambulanter Hilfen. Dadurch
könne die Hilfe auf die individu-
elle Lebenssituation des Einzel-
nen zugeschnitten und eine sta-
tionäre Betreuung häufig hinaus-
geschoben oder gar vermieden
werden. 

Vernetzte Strukturen

Vernetzte Strukturen und maß-
geschneiderte Hilfen stellten ei-
ne Chance dar, den betroffenen
Menschen möglichst lange eine
selbständige Lebensführung zu
erhalten. Auch förderten ambu-
lante Hilfen die soziale Integrati-
on. Sie schafften wichtige Vor-
aussetzungen, damit sich im
Umfeld Nachbarschaftshilfe und
auch ein vielfältiges bürger-
schaftliches Engagement für
Menschen mit Behinderung ent-
wickeln kann. Daher müsse auch
mit Blick auf die demografische
Entwicklung in den ambulanten
Bereich investiert werden, um
mittel- und langfristig den unver-
meidbaren Anstieg der Kosten in
der Behindertenhilfe in den Griff
zu bekommen. 

Bei den Aufgaben der ambu-
lanten Eingliederungshilfe sehen
die Bezirke vor allem in folgen-
den Handlungsbereichen Schwer-
punkte: Für Menschen mit kör-

perlichen und geistigen Behinde-
rungen gebe es landesweit noch
keine flächendeckend ausrei-
chende Versorgung mit Angebo-
ten des betreuten Wohnens. Die
Bezirke hätten in der Vergangen-
heit für die Menschen mit see-
lischen Behinderungen und
Suchterkrankungen flächen-
deckend ambulant betreute
Wohnformen sichergestellt. Aus-
gehend von den dabei erworbe-
nen Erfahrungen und Kompeten-
zen müssten die Angebote zum
ambulant betreuten Wohnen für
Menschen mit geistiger und kör-
perlicher Behinderung im Zu-
sammenwirken mit den Lei-
stungserbringern und ihren Ver-
bänden ausgebaut werden. Es
bestehe dringender Handlungs-
bedarf, in den verschiedenen Re-
gionen ein bedarfsgerechtes Ver-
sorgungsnetz herzustellen.

Besondere Verantwortung

Die Bezirke sehen sich in be-
sonderer Verantwortung für die
Förderung von Kindern mit Be-
hinderungen. Dies gelte insbe-
sondere für die Aufgabe der
Frühförderung. Bei der Über-
nahme dieser Aufgabe werden
die Bezirke die vorhandenen
Strukturen fortführen und die er-
forderlichen Hilfen bedarfsge-
recht gewähren und weiterent-
wickeln. DK

(Fortsetzung von Seite 1)
rend über Sport- und Spielplatz-
gestaltung bzw. Garten- und
Landschaftsbau 33 Aussteller in-
formierten. Eine Messeneuheit
bildete der Gemeinschaftsstand
Biogas: Diese erneuerbare Ener-
gie wird für Kommunen und En-
ergieversorger zunehmend at-
traktiv. 

Fachforen

Auch bei der fünften KOM-
MUNALE durften die Messe
begleitenden Fachforen nicht
fehlen. Themenschwerpunkte
waren hier das neue Bayerische
Feuerwehrgesetz, die „CO2-In-
itiative“ - Dezentrale Energie-
versorgung als Chance für die
ländlichen Räume, die Kommu-
nalbewirtschaftung (Regionale
Wertschöpfung im ländlichen
Raum), die „Effiziente Verwal-
tung durch elektronische Verga-
be“ sowie die Modernisierung
des öffentlichen Dienstrechts –
Stichwort: leistungsgerechte Be-
zahlung.

Besondere Aufmerksamkeit
fanden eine Kundgebung zum
Kongressmotto „LandLeben“ mit
Gemeindetagspräsident Dr. Uwe
Brandl, Bundeslandwirtschafts-
minister Horst Seehofer und dem
Präsidenten des Österreichischen

Beim Messerundgang trafen sich am Stand der Commerzbank (v. l.): Götz Rinn (Kommunal-
kundenbetreuer München), Dr. Jürgen Busse (Geschäftsführendes Präsidialmitglied Bayerischer
Gemeindetag ), Dr. Uwe Brandl (Präsident des Bayerischen Gemeindetags), Randolf Rodenstock
(Präsident der Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft), Bernd Grossmann (Leitung Gebietsfilale
Firmenkunden Nürnberg), Michael Bücker (Leitung Gebietsfiliale Firmenkunden München). !

Erfolgreiche KOMMUNALE ...
Gemeindebunds, Helmut Mödl-
hammer, sowie hochkarätig be-
setzte Podiumsdiskussionen zum
Thema „Arbeit braucht das Land“
(u. a. mit Landwirtschaftsminis-
ter Josef Miller, Josef Mend, 2.
Vizepräsident des Bayerischen
Gemeindetags sowie Vertretern
der bayerischen Wirtschaft, des
Handwerks und des Bayerischen
Wirtschaftsministeriums) und
„Bildung braucht das Land“ -
Hauptschulinitiative des Frei-
staats Bayern mit Kultusstaatsse-
kretär Karl Freller. Im Anschluss
daran wurde die Initiative an-
hand der interkommunalen Zu-
sammenarbeit zwischen den im
Landkreis Cham gelegenen Ge-
meinden Walderbach und Wald
erläutert. Hierzu standen Walds
1. Bürgermeister Hugo Bauer
sowie die Hauptschulrektoren
Günther Kaniber und Karl Wein-
beck Rede und Antwort.    

Gleich mehrmals im Fokus
des Interesses stand die Feuer-

wehr: Ihr widmete sich auch ein
eigener Kongress, nämlich der 
1. Nürnberger Feuerwehr-Infor-
mationstag. Zielgruppe waren
Führungskräfte aus den Feuer-
wehren aller Bundesländer. 

Feuerwehr-Kongress

Ein Highlight waren die prak-
tischen Vorführungen zusammen
mit der Berufsfeuerwehr des Air-
port Nürnberg, bei denen Profis
den Feuerwehrkollegen an prak-
tischen Beispielen den Umgang
mit Flüssiggas demonstrieren.
Volker Skrok, Leiter der Nürn-
berger Feuerwehr: „Flüssiggas-
beziehungsweise Erdgasunfälle
gehören zwar nicht zum Alltag,
es handelt sich im Fall des Falles
aber meist um einen aufwändi-
gen Einsatz mit womöglich
großen Schäden. Hier auf dem
Messegelände konnten sich die
Kollegen hervorragend für die
Praxis fit machen.“

Ambulante Hilfen ...

Bürgermeister Georg Schindlbeck verstorben
Jede Hilfe kam zu spät, als Bürgermeister Georg Schindlbeck

während der KOMMUNALE eine plötzliche Herzattacke erlitt.
Der Bürgermeister von Kröning im Landkreis Landshut erlag
am 10. Oktober während der Messe erst 55-jährig unerwartet
seinem Herzleiden. 

Bis zur Kommunalwahl am 2. März erledigt 2. Bürgermeister
Konrad Hartshauser die Amtsgeschäfte. !

„Virtuelle Behörde“ der GZ

Als besonderen Service für
Entscheidungsträger und EDV-
Spezialisten aus Kommunen und
Behörden veranstaltete die
Bayerische Gemeindezeitung in
diesem Jahr erneut ihre „Zu-
kunftswerkstatt öffentliche Ver-
waltung - Die virtuelle Behör-
de“. Partner aus der Wirtschaft
gaben in Fachvorträgen und Be-
richten aus der Praxis einen de-
taillierten Überblick über spezi-
elle Behördenlösungen sowie
das aktuelle Angebot an Hard-
und Software für die GZ-Ziel-
gruppe. 

Gleichwertige Bedingungen

„Bayerns Bürger erwarten
gleichwertige Lebens- und Ar-
beitsbedingungen, egal, ob sie in
ländlichen Regionen oder in der
Stadt leben. Vor dem Hinter-
grund der demografischen Ent-
wicklung muss es uns gelingen,
die Rahmenbedingungen für ein
zufriedenes, selbst bestimmtes
Leben in allen bayerischen
Kommunen zu schaffen“, hatte
Gemeindetagspräsident Brandl
zu Beginn der Kommunale 2007
betont. Der Abensberger Bürger-
meister stellte hierzu das The-
senpapier des Bayerischen Ge-
meindetags „LandLeben – Per-
spektiven für alle Städte und Ge-
meinden“ vor.

„Bei den Leistungen der Da-

seinsvorsorge, sprich bei der
Trinkwasserversorgung, Abwas-
serbeseitigung, Energieversor-
gung, Kinderbetreuung, aber
auch im Bereich Tourismus und
Verkehr müssen die Kommunen
noch stärker als bisher zusam-
menarbeiten“, forderte Brandl.
Erforderlich sei hierbei ein ganz-
heitliches Leitbild - sowohl bei
der Vernetzung vorhandener
oder beabsichtigter Maßnahmen
innerhalb einer Gemeinde als
auch in der Zusammenarbeit mit
Nachbarkommunen.

Top-Thema Arbeitsplätze

Die Erhaltung und Schaffung
von Arbeitsplätzen bezeichnete
der Präsident als ein Top-Thema
insbesondere bei den Gemein-
den der – oft peripher gelegenen
– ländlichen Räume. Neben der
Schaffung eines wirtschafts-
freundlichen Klimas müssten die
Gemeinden als kommunaler An-
sprechpartner für die Wirtschaft
agieren und – soweit möglich –
selbst nach Kräften auf dem
Ausbildungssektor aktiv sein.

Preiswerter Wohnraum

Da junge Bürgerinnen und
Bürger die Zukunft jeder Kom-
mune darstellten, seien preiswer-
ter Wohnraum für junge Famili-
en und die Einbeziehung der jun-
gen Generation in das gesell-
schaftliche Leben notwendig.
Nur so könne Heimatbewusst-
sein entstehen. Die Vereinbarkeit
von Berufstätigkeit und Kinder-
betreuung sei für viele junge
Paare ein entscheidender Faktor,
um eine Gemeinde auch in Zu-
kunft als Lebensmittelpunkt zu
behalten. Eine flexible, umfas-
sende und qualitätsvolle Kinder-
betreuung sei erfahrungsgemäß
häufig entscheidend für das Ver-
bleiben am Ort. 

Gute Standortfaktoren

Gemeinden könnten den pri-
vaten Unternehmen gerade in
den ländlichen Räumen eine
Reihe guter Standortbedingun-
gen wie preisgünstige Flächen,
niedrige Gewerbesteuersätze,
hochwertige Infrastruktur, hoch
motivierte, am Unternehmen wie
an der Heimat hängende Mitar-
beiter bieten, erklärte Brandl. Es
lohne sich also, „wenn Unter-
nehmen diese positiven Stan-
dortfaktoren vermehrt nutzen
und ihre Ansiedlungspolitik ent-
sprechend ausrichten“. Ansied-
lungs- und expansionswillige
Unternehmen fänden in den
Rathauschefs kompetente und
durchsetzungsfähige Partner.
Vertieft werden könne diese effi-
ziente Kooperation durch die Bil-
dung örtlicher Plattformen, in de-
nen sich Gewerbeverband, Bau-
ernverband, Gemeinde und ande-
re austauschen und gemeinsame
Strategien entwickeln. Private
Unternehmen seien auch für den
sozialen Zusammenhalt vor Ort
eminent wichtig. Einen besonde-
ren Stellenwert nehme hier das
Angebot von Ausbildungsplätzen
für die örtliche Jugend ein. 

Miteinander
von Stadt und Land 

„Da die Stärke Bayerns im
Miteinander von Stadt und Land
liegt“, müssten staatliche Ent-
wicklungskonzepte stets für alle
Räume Bayerns erarbeitet wer-
den, forderte Brandl. Die Ge-
meinden der ländlichen Räume
sollten durch entsprechende Fi-
nanzausstattung in die Lage ver-
setzt werden, ein hochwertiges
Angebot aus öffentlichen Lei-
stungen der Daseinsvorsorge für
die Bevölkerung bereitzustellen.
Notwendig seien gerade im länd-
lichen Raum ausreichende staat-
liche Fördermittel. Unverzicht-
bar seien hierbei die Leistungen,
die der Staat den Gemeinden im
Rahmen der Dorferneuerung
und der Städtebauförderung ge-
währt. Dem Schutz der Gemein-

den vor finanzieller Überforde-
rung müsse besonderes Gewicht
eingeräumt werden. Brandl:
„Wir wehren uns dagegen, dass
der Staat immer wieder versucht,
das Konnexitätsprinzip durch ju-
ristische oder finanztechnische
Tricks auszuhebeln.“

Beste Bildung

Beste Bildung müsse auch in
den ländlichen Räumen Bayerns
Vorrang haben, so der Gemein-
detagschef. Auf ortsnahe Be-
schulung sei umso mehr zu ach-
ten, je jünger die Kinder sind.
Der Erhalt der Grundschulen sei
sicherzustellen, insbesondere
durch mehr Flexibilität bei der
Absenkung bisher vorgegebener
Klassenmindeststärken. Mit der
Schließung von Grundschulen
drohe der Verfall der Dörfer und
der Wegzug junger Familien.
Auch mit dem oft beschworenen
Bürokratieabbau müsse endlich
ernst gemacht werden. Über-
frachtung mit statistischen Be-
richtspflichten sowie kompli-
zierte Verfahrensabläufe lähmten
die Rathäuser. Erforderlich sei
ein spürbares Zurückfahren
komplizierter Verfahren bei
staatlichen Förderungen und im
Prüfungswesen sowie ein Ein-
dämmen ausufernder Haftungs-
tatbestände. 

Von den bayerischen Metro-
polregionen in ihrem derzeitigen
Zuschnitt ist der Bayerische Ge-
meindetag alles andere als er-
baut, wie das Geschäftsführende
Präsidialmitglied des Bayeri-
schen Gemeindetags, Dr. Jürgen
Busse, hervorhob. „Wir haben
nichts dagegen, dass Gemeinden
sich im Rahmen einer Metropol-
region zusammenfinden, um in
einer globalisierten Welt unter
einem Regionalnamen agieren
zu können, jedoch reduziert sich
der Nutzeffekt dieser Kategorie
dann, wenn jede bayerische Ge-
meinde eine Metropole ist“, übte
Busse deutliche Kritik. 

Metropolregionen

„Zielscheibe“ war Nürnbergs
Oberbürgermeister Dr. Ulrich
Maly, dem es gelungen sei, „den
gesamten nordbayerischen Raum
zu einer Metropolregion zu verei-
nen - von Kitzingen im Osten, bis
Weiden im Westen, von Kronach
im Norden bis Weißenburg-Gun-
zenhausen im Süden.“ Da könne
man es dem Oberhaupt der Lan-
deshauptstadt, Christian Ude,
nicht verübeln, dass es den „Rest-
raum“ für die „Metropolregion
München“ beanspruchte und so

deutlich mache, dass es künftig in
Bayern nur zwei Metropolregio-
nen geben wird. Die Stadt Re-
gensburg und der schwäbische
Bereich sei weder in der einen,
noch in der anderen Metropolre-
gion vorgesehen. 

Wirtschaft 
und Kommunen

Aufgrund der Befürchtung des
Bayerischen Gemeindetages,
dass künftig Metropolregionen
eigene Fördermittel erhalten, die
letztendlich nur den „Leuchttür-
men“ (Nürnberg, München) zu
Gute kommen, sollten die Ge-
meinden nach Busses Dafürhal-
ten „selbstbewusst ihre eigenen
Stärken entwickeln und regiona-
le Aufgaben in interkommunaler
Zusammenarbeit lösen“. 

„Wirtschaft und Kommunen
brauchen sich gegenseitig - und
die Perspektiven für Städte und
Gemeinden sind umso besser, je
besser die Zusammenarbeit mit
der Wirtschaft gelingt“, hob
Randolf Rodenstock, Präsident
der vbw - Vereinigung der
Bayerischen Wirtschaft e.V. her-
vor. Rodenstock wies darauf hin,
dass keine Gemeinde ohne die
Unternehmen existieren könne.
„Unternehmer sorgen für Ar-
beitsplätze, sie kurbeln die
Nachfrage nach lokalen Dienst-
leistungen an und sie tragen ge-
sellschaftliche Verantwortung
vor Ort.“ Auch der direkte finan-
zielle Beitrag der Firmen sei
enorm. „Von den Steuereinnah-
men der Kommunen im ersten
Halbjahr 2007 entstammen rund
60 Prozent - über drei Milliarden
Euro - der Gewerbesteuer“, so
Rodenstock. Gleichzeitig sei die
Wirtschaft auf eine funktionie-
rende kommunale Infrastruktur
angewiesen. „Das betrifft die
harten Faktoren wie Straße, Öf-
fentlicher Nahverkehr, Abwas-
serentsorgung oder Feuerwehr.
Es betrifft aber auch weiche Fak-
toren wie Kindergärten, Schulen
und Freizeitmöglichkeiten für
die Mitarbeiter vor Ort.“

Der vbw-Präsident wertete es
als gutes Zeichen, dass die
bayerische Wirtschaft bei der
Kommunale 2007 zu Wort kom-
me. Dies spreche für das kon-
struktive Miteinander, das Kom-
munen und Wirtschaft pflegen
müssten. Rodenstock zeigte sich
zuversichtlich, dass dies eine
gute Basis sei, um mittelfristig
auch bei bisher strittigen Fragen
- wie etwa in Bezug auf das Ver-
gaberecht oder die Besteuerung -
zu zukunftsfähigen Lösungen zu
kommen. DK

(Fortsetzung von Seite 1)
Denkbar wären u. a. Senioren-

büros, die zum Teil schon von
der sog. Komm-Struktur auf die
aufsuchende Seniorenberatung
(Geh-Struktur) umgestellt sind,
Angebote zum Wohnen alter
Menschen in ihrer bisherigen
Wohnung im Rahmen des Lan-
desprojektes „Wohnen zu Hau-
se“ oder unabhängig von die-
sem, Wohnraumberatung zur al-
tengerechten Umgestaltung be-
stehender Wohnverhältnisse so-
wie zur Schaffung neuer Wohn-
formen, die Schaffung von
Mehrgenerationenhäusern, die
als soziale Treffpunkte, Erfah-
rungs- und Ideenbörse, aber
auch als Orte der Begegnung
von Alt und Jung dienen und
schließlich der Ausbau von
Kurz- und Tagespflegestationen
an Kreiskrankenhäusern sowie
die Unterstützung der sog. Über-
leitungspflege aus dem akut sta-
tionären Bereich nach Möglich-
keit in ambulante Pflege. 

Umbruch der
Landesbankenlandschaft

Weitere Themen der gemein-
samen Sitzung von Präsidium
und Landesausschuss waren der
Umbruch der Landesbanken-
landschaft und der kommunale

Finanzausgleich für 2008. Ge-
genwärtig steht die Zukunft der
Landesbanken vor dem Hinter-
grund gravierender Veränderun-
gen im Markt- und Wettbewerbs-
umfeld in der öffentlichen Dis-
kussion. Gerade die vergange-
nen Monate haben gezeigt, wie
schnell sich Krisen an den inter-
nationalen Finanzmärkten ent-
wickeln können. 

Der Präsident des Sparkas-
senverbands Bayern, Dachaus
Landrat Hansjörg Christmann,
forderte von den Landkreisen in
ihrer Eigentümerstellung ein
Signal „zugunsten der Süd-
schiene“. Wie Präsident Theo
Zellner betonte, „haben sich
Präsidium und Landesausschuss
des Bayerischen Landkreistags
einhellig dafür ausgesprochen,
dass die BayernLB Wege für ei-
ne Fusion auf gleicher Augen-
höhe mit der Landesbank Ba-
den-Württemberg sucht“. Gera-
de der richtige und mutige
Schritt der Übernahme der Hypo
Group Alpe Adria demonstriere
überzeugend, aus welcher Stärke
heraus die BayernLB handeln
kann. 

Unter besonderen Vorzeichen
steht der kommunale Finanzaus-
gleich für das Jahr 2008: Bis
zum Finanzausgleichsspitzenge-

(Fortsetzung nächste Seite)

Jung und Alt ...
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spräch am 29. November 2007
wird bekannt sein, ob der
Bayerische Verfassungsgerichts-
hof den kommunalen Finanzaus-
gleich in Bayern als verfassungs-
mäßig erachtet. Bis dahin soll
auch ein Gutachten des Nieder-
sächsischen Instituts für Wirt-
schaftsforschung ausgewertet
sein, das die vier kommunalen
Spitzenverbände zusammen mit
dem Finanz- und Innenministeri-
um in Auftrag gegeben haben.
Ziel ist es, das Finanzausgleichs-
system zu optimieren. 

Zellner warnte davor, bereits
im Vorfeld der Verhandlungen
„scharfe Töne“ anzuschlagen:
„Wir wollen eine möglichst ge-
rechte Verteilung der Finanzmit-
tel. Gerade die Gewerbesteuer
hilft den Starken und kommt bei
den Schwachen nicht an. Das
muss sich ändern und das Gut-
achten soll uns in die Lage verset-
zen, zu einer für alle Beteiligten
fairen Lösung zu kommen. Wir
wollen den Schwachen helfen
und Sondervorteile abschaffen.
Das aber geht nur gemeinsam
und ohne Grabenkämpfe!“, so
der Präsident abschließend. DK

In Luxemburg Erfolgsrezepte ausgetauscht (v. l.): Stefan Götzl,
Vorstandsvorsitzender und Präsident des Genossenschaftsver-
bands Bayern, Luc Frieden, luxemburgischer Justiz-, Schatz-
und Budgetminister und der Sprecher der Geschäftsleitung der
DZ Bank International S.A. Luxemburg, Wolfgang Köhler.

Bild: Dieter Weigel, Frankenpost

Wirtschaft profitiert von
stabiler Entwicklung

Bayerische Volksbanken und Raiffeisenbanken bewerten
ihre Geschäftslage optimistisch

„Die bayerischen Volksbanken und Raiffeisenbanken stehen bei
ihren Kunden hoch im Kurs“, sagte Stephan Götzl, Präsident
des Genossenschaftsverbands Bayern vor bayerischen Presse-
vertretern in Luxemburg. Bei seiner Aussage stützte er sich auf
eine repräsentativ durchgeführte Umfrage unter der erwachse-
nen Bevölkerung im Freistaat. Sie zeige: Die Kunden der Volks-
banken und Raiffeisenbanken fühlen sich bei ihrer Bank deut-
lich besser aufgehoben als der durchschnittliche bayerische
Bankkunde bei seinem jeweiligen Institut. 

Vor allem die individuellen
Angebote, günstige Konditionen
und Zinsen, Kulanz und der Ein-
satz für das Gemeinwohl bewer-
ten die Kunden als Stärken.

Neben dem guten Zeugnis, das
die Kunden den bayerischen
Kreditgenossenschaften ausstel-
len, zeigte sich Götzl erfreut über
die wirtschaftliche Entwicklung
in seinem Verband. Bei allen
maßgeblichen Kennzahlen habe
man zugelegt. „Zur Jahreshälfte
lag die Bilanzsumme aller Volks-
banken und Raiffeisenbanken
3,2 Prozent über dem Vorjahres-
monat, die Kundengelder wuch-
sen um 3,1 Prozent.“

Im Geschäft mit LfA-Förder-
krediten waren die bayerischen
Volks- und Raiffeisenbanken
weiter erfolgreich. Im ersten
Halbjahr 2007 wurden fast 2.000
Darlehenszusagen vermittelt -
vier Prozent mehr als im Vorjahr.
Mit einem Marktanteil von 46
Prozent bedeutet das die Markt-
führerschaft. Die Tatsache, dass
man mit den Kreditvolumina ei-
nen Marktanteil von knapp 31
Prozent abdeckt, sieht Götzl als

Beleg dafür, dass die Genossen-
schaftsbanken viele kleine Kre-
dite vermitteln und damit das
Handwerk und die kleinen Be-
triebe bedienen; „also jene, die
dafür sorgen, dass die Wirtschaft
läuft“, so Götzl.

Optimistischer Blick 
in die Zukunft

Zu den guten Zahlen passe,
dass die Genossenschaftsbanken
ihre Geschäftslage optimistisch
bewerten. 92 Prozent der bayeri-
schen Kreditgenossenschaften
schätzen die Geschäftserwartun-
gen im nächsten halben Jahr zu-
versichtlich ein. Götzl: „Daran
ändern auch die Verwerfungen
auf den internationalen Finanz-
märkten nichts Grundsätzliches.“

Zudem profitiert von der stabi-
len Geschäftsentwicklung der
Volksbanken und Raiffeisenban-
ken auch die bayerische Wirt-
schaft. Der Präsident: „Die baye-
rischen Kreditgenossenschaften
sind ein arbeitsmarktpolitischer
Stabilitätsfaktor für den ländli-
chen Raum. Ihre volkswirt-
schaftliche Bedeutung für den
Freistaat ist enorm“. 

Allein die Wohnungsbaukredi-
te der Volksbanken und Raiffei-
senbanken garantieren in Bayern
jedes Jahr 105.000 Menschen ei-
nen Arbeitsplatz. Das sind knapp
2,5 Prozent der sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigten
in Bayern. Jede bayerische Kre-
ditgenossenschaft sichert durch-
schnittlich im Jahr durch die von
ihr vergebenen Wohnungsbau-
kredite und eigene Gebäudein-
vestitionen gut 320 Arbeitsplätze
in ihrem Marktgebiet. Zudem
sorgen die durchschnittlich über
100 Mitarbeiter jeder bayeri-
schen Genossenschaftsbank für
Nachfrageimpulse von knapp
drei Millionen Euro in ihrem lo-
kalen Umfeld. In seiner wirt-
schaftlichen Standortbestim-
mung der genossenschaftlichen
Bankinstitute betonte Götzl zu-
dem, dass die Volksbanken und
Raiffeisenbanken im Freistaat
tief verwurzelt seien: „20 Pro-
zent der Bayern halten Anteile
an Genossenschaftsbanken. Die
bayerischen Kreditgenossen-
schaften sind die Banken der
Bayern.“

Damit das auch in Zukunft so
bleiben kann, fordert Götzl von
der Politik spürbaren Bürokra-

Luxemburgs Tresorminister Luc Frieden:

Den Bürgern trauen und 
gemeinsam etwas aufbauen

Prinzipien einer erfolgreichen Wirtschaftspolitik
„Man muss den Bürgern trauen, wenn man mit ihnen ge-
meinsam etwas aufbauen will“, begründete Luxemburgs Tre-
sor- und Justizminister Luc Frieden vor bayerischen Journa-
listen die liberale Wirtschafts- und Finanzpolitik des kleins-
ten und reichsten europäischen Landes. Der Erfolg gibt Pre-
mierminister Jean-Claude Juncker und seiner Mannschaft
recht. Den Schutz der Privatsphäre halte man hoch - „man
nennt das Bankgeheimnis“, so der Minister. Dies bedeute je-
doch keinen Schutz für Kriminelle, sondern vielmehr für die
ehrlichen Bürger.

Nach dem 2. Weltkrieg zählte das kleine Großherzogtum zu
den Armenhäusern Europas; heute gehört Luxemburg zu den
größten Finanz- und Fondsplätzen Europas und der Welt. Dies ist
kein Zufall, sondern vielmehr Ergebnis einer zielgerichteten jahr-
zehntelangen Wirtschaftspolitik, von der nicht nur die ca. 450.000
Einheimischen profitieren, sondern neben den etwa 200.000 Ein-
pendlern, die jeden Tag aus Belgien, Frankreich oder Deutschland
zu ihrem Arbeitsplatz nach Luxemburg kommen, vor allem auch
die ca. 150 internationalen Bankhäuser, die dort ansässig sind.

„Wir sprechen die Sprache der Kunden“, versicherte Luc Frie-
den. Tatsächlich sind Sprachbarrieren in dem kleinen Land eher
die Ausnahme. Die eigene Landessprache klingt wie ein deut-
scher Dialekt mit französischem Akzent. Schon sehr früh lernen
alle Kinder deutsch und französisch und sehr bald auch englisch.
Die Gesetze werden auf französisch veröffentlicht. Gleichzeitig
akzeptieren alle Aufsichtsbehörden die Gesetze aber auch auf
englisch. Deshalb kann Internationalität bei den Belegschaften
der Geldinstitute sehr unkompliziert praktiziert werden.

Überhaupt Aufsichtsbehörden: „Sie arbeiten konsequent,
streng und schnell“, so Frieden. „Und sie verstehen sich nicht als
Bürokraten, sondern als Partner. Sie helfen Lösungen zu finden.“
Die Zeitschiene sei wichtig. Jemand, der einen Fonds auflegen
möchte, muss das schnell erledigen können. „Bevor ich ein Ge-
setz schreibe“, sagte der 44-jährige Frieden, der früher zehn Jah-
re als Rechtsanwalt tätig war, „höre ich erst auf die Bemerkungen
des Finanzplatzes. Dann entspricht dieses neue Gesetz den Be-
dürfnissen des Finanzplatzes. Gesetze müssen in einem klaren
Rahmen die wirtschaftliche Entwicklung voranbringen.“ 

Frieden zeigte sich zuversichtlich, dass es den Finanzplatz Lu-
xemburg noch lange geben werde; man sei längst in anderen Tei-
len der globalen Welt aktiv. Vor kurzem nahm der Minister an der
Eröffnung der Niederlassung der DZ Bank in Singapur teil. !

tieabbau. Götzl: „Es kann nicht
sein, dass Banken immer öfter
die Arbeit von Staatsanwalt-
schaft, Finanzbehörden und Po-
lizei erledigen und dadurch in
ihrem eigentlichen Geschäft be-
hindert werden.“ 

Nachbesserungen

Zudem seien dringend Nach-
besserungen beim geplanten
Abgeltungssteuerverfahren not-
wendig. Sorgen bereite die Re-
gelung, wonach nicht der Abgel-
tungssteuersatz, sondern viel-
mehr der individuelle Steuersatz
zur Anwendung komme, wenn
der Steuerpflichtige bei seinem
Kreditinstitut neben Kapitalanla-
gen auch Kredite habe. Götzls
Bewertung: „Um die Abgeltungs-
steuer nach jetziger Regelung in
Anspruch nehmen zu können,
werden viele unserer Kunden die
umfassende Beziehung zu ihrer
Hausbank aufbrechen müssen
und die Geschäfte auf unter-
schiedliche Institute verteilen.
Das bedeutet für die Kunden 
Arbeit, Kosten und einen Verlust
an gewohnter Beratungsqua-
lität.“ Deshalb sei die jetzige
Regelung Unsinn.

Reform der
Bankenaufsicht

Handlungsbedarf sieht der
bayerische Verbandspräsident
nach wie vor bei der Reform der
Bankenaufsicht. Der Umbau der
BaFin-Führung könne nur der
erste Schritt sein. „Wir brauchen
jetzt dringend eine umfassende
Klarstellung, was die Zuständig-
keiten von BaFin und Bundes-
bank angeht. Doppelarbeit muss
vermieden und die regionale
Aufsichtskompetenz der Bun-
desbank gestärkt werden.“ 

Wie man mit liberaler Rah-
mengesetzgebung attraktive
Standortpolitik betreibt, erläuter-
te bei einem weiteren Presse-
gespräch der Sprecher der Ge-
schäftsleitung der DZ Bank In-
ternational S.A. Luxemburg
(DZI), Wolfgang Köhler. Seit 30
Jahren ist sein Haus hier ansäs-
sig. Der Finanzplatz sei für inter-

nationale Geldgeschäfte ideal.
Tatsächlich legen viele Gesell-
schaften ihre Fonds nur noch in
Luxemburg auf. Die Kompetenz
und Flexibilität, mit der das
Großherzogtum die ansässigen
Unternehmen betreue, sei für ei-
ne erfolgreiche Arbeit von
großem Vorteil. 

Mit der Bankenaufsicht pflege
man einen sehr engen Dialog.
„Man hat immer ein offenes Ohr
zum Nutzen des Standortes“,
versicherte Köhler. Von hier aus
lasse sich die Globalisierung
ausgezeichnet weiter vorantrei-
ben, zumal den Kunden innova-
tive Standort- und Produktmo-
dule angeboten werden könnten
und sich auch die Zusammenar-
beit mit den Schweizer Kollegen
äußerst positiv gestalte. Luxem-
burg könne „aus vollen Töpfen
schöpfen“. Seit über 20 Jahren
habe man im reichsten Land Eu-
ropas - an der Einwohnerzahl ge-
messen - vernünftig gewirtschaf-
tet. Deshalb weise der Staats-
haushalt auch einen positiven
Saldo aus. !

Beckstein zu Herbstgutachten der Forschungsinstitute:

Schwung gezielt für
Investitionen nutzen

Bayerns Ministerpräsident Dr. Günther Beckstein zeigte sich
trotz leichter Abschwächung erfreut über die weiterhin guten
Wachstums- und Arbeitsmarktperspektiven in Deutschland, wie
sie die Wirtschaftsforschungsinstitute für 2008 prognostizierten. 

Beckstein: „Dass sich der Auf-
schwung mit mehr Arbeitsplät-
zen auch im nächsten Jahr fort-
setzen wird, ist ein klarer Erfolg
der unionsgeführten Bundesre-
gierung. Sinkende Arbeitslosig-
keit und steigende Einkommen
in Deutschland, wie sie die Wirt-
schaftsforscher für 2008 erwar-
ten, sind die beste Medizin für
den sozialen Zusammenhalt und
die gerechte Verteilung des
Wohlstands.“ Als Beispiele für
die richtige Wirtschaftspolitik
der Regierung Merkel nannte
Beckstein die bereits erreichten
großen Fortschritte auf dem
Weg, die Sozialversicherungs-
beiträge auf unter 40 Prozent zu
senken, die investitionsfreundli-
che Steuerpolitik sowie die mit
15 Milliarden Euro kraftvoll do-
tierte High-Tech-Strategie. Diese
Politik habe zusammen mit der
Konsolidierung der öffentlichen
Haushalte den Unternehmen und

den Bürgern in Deutschland das
notwendige Vertrauen in eine
positive wirtschaftliche Zukunft
zurückgegeben. Beckstein: „Das
Herbstgutachten ist eine deutli-
che Aufforderung, diesen Er-
folgskurs weiter zu gehen. Die
Strategie aus Sanieren, Refor-
mieren und Investieren ist der
richtige Weg, um den sozialen
Ausgleich in Deutschland best-
möglich zu gestalten.“

Beckstein ist überzeugt, dass
Bayern auch im nächsten Jahr
vom Aufschwung besonders
profitieren wird. Beckstein:
„Meine Regierung wird weiter-
hin auf eine konsequente Finanz-
politik mit einem ausgegliche-
nen Haushalt ohne Schulden set-
zen und den positiven wirt-
schaftlichen Rückenwind auch
durch gezielte Investitionen zum
Beispiel in Bildung und für mehr
Klimaschutz nutzen und weiter
stärken.“ !

Wohnen im Alter - ein Thema mit Zukunft:

Demographischer Wandel
macht Gemeinden zu schaffen

In dem Maße, wie das Durchschnittsalter der Bevölkerung zu-
nimmt, kommen auf die Gemeinden mit ihrer Fürsorgepflicht
neue Probleme und Aufgaben zu. Denn alte Menschen haben
andere Wohnbedürfnisse als junge Menschen. Altengerechte
Wohnungen und Altersheime gewinnen an Bedeutung.

Bei der Diskussion um den de-
mografischen Wandel stehen in
der Regel die wirtschaftlichen
Folgen der Überalterung unserer
Gesellschaft im Vordergrund, er-
läuterte Xaver Kroner, Direktor
des Verbandes bayerischer Woh-
nungsbauunternehmen (VdW
Bayern). Schlagzeilen wie
„Deutsche befürchten Altersar-
mut“ spiegelten die Ängste der
Bundesbürger vor einer Versor-
gungslücke im Alter wider. Im
Schatten der Debatte lauere eine
ebenso große Herausforderung:
Wie und wo wird die wachsende
Zahl von Senioren wohnen?
„Viele ältere Menschen werden
sich wahrscheinlich keinen Platz
in Seniorenresidenzen leisten
können und sind auf den alters-
gerechten Umbau ihrer Woh-
nung angewiesen“, sagte Kroner,
denn die meisten Senioren
möchten am liebsten in ihrer ver-
trauten Umgebung bleiben.

Im Jahr 2035 werden 17 bis 18
Millionen Menschen 70 Jahre
und älter sein, meldet das Pestel
Institut. Auf die Wohnungswirt-
schaft kommt eine große Her-
ausforderung zu. Gilt es doch die

vorhandenen Wohnungen barrie-
rearm bzw. barrierefrei umzurüs-
ten. „Maßnahmen wie der Ein-
bau von Aufzügen, Duschen mit
bodengleichem Einstieg und
ebenerdige Türschwellen könn-
ten den Alltag enorm erleich-
tern“, erläuterte Kroner.

Falls man auf externe Hilfe
angewiesen sei, könne ein ambu-
lanter Dienst den Umzug ins
Pflegeheim ersparen. Die Zu-
sammenarbeit von externen
Dienstleistern und Wohlfahrts-
verbänden mit Wohnungsunter-
nehmen habe Zukunft. Projekte
wie „Wohnen im Viertel“, eine
Kooperation des Münchner Un-
ternehmens GEWOFAG mit
dem Arbeiter-Samariter-Bund
(ASB) oder die Zusammenarbeit
der wbg Nürnberg GmbH mit
dem lokalen Roten Kreuz-Kreis-
verbandes seien wegweisend, so
Kroner. Gerade die sozial orien-
tierten Wohnungsunternehmen -
Wohnungsgenossenschaften,
kommunale und kirchliche 
Wohnungsunternehmen - hätten
zukünftig angesichts der drohen-
den Altersarmut eine besondere
Bedeutung. dhg.
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„Neue Wege wagen“
Wirtschaftstag 2007 der bayerischen Volksbanken und Raiffeisenbanken

in Rosenheim

Unter dem Motto „Neue Wege wagen“ veranstalteten die 332
bayerischen Volksbanken und Raiffeisenbanken in Rosenheim
ihren Wirtschaftstag 2007. Dort verliehen sie den Innovations-
preis „Bayerns Mittelstandsbetrieb des Jahres“. Die mit 15.000
Euro dotierte Auszeichnung überreichten der Präsident des
Genossenschaftsverbands Bayern, Stephan Götzl, und Erwin
Huber, zu diesem Zeitpunkt noch bayerischer Wirtschaftsmi-
nister, an die Compact Dynamics GmbH in Starnberg. Das Un-
ternehmen ist seit 20 Jahren Spezialist für die Entwicklung
elektrischer Antriebe vor allem für die Automobilindustrie.
Mit seinem sog. Schwungradspeicherkonzept trägt es wesent-
lich zur wirtschaftlichen Verbreitung der energieeffizienten
Hybridfahrzeuge bei. Derzeit beschäftigt das wachsende Un-
ternehmen über 45 Mitarbeiter.

In seiner Rede vor 1.100 Ver-
tretern mittelständischer Unter-
nehmen und Vorständen der
bayerischen Volksbanken und
Raiffeisenbanken betonte Götzl
die Bedeutung des Mittelstands
für die bayerische Wirtschaft:
„Ländlicher Raum und Mittel-
stand bilden zusammen die
Keimzelle der bayerischen Wirt-
schaft.“ Der Genossenschafts-
präsident machte klar, warum
der Mittelstand im Freistaat
es wert sei, dass sich die Poli-
tik intensiv um ihn kümmere.
Schließlich stelle der Mittel-
stand mehr als drei Viertel aller
Arbeitsplätze sowie über 80
Prozent aller Ausbildungsplätze

zur Verfügung. Zudem tätige
beispielsweise das verarbeiten-
de Gewerbe über 50 Prozent al-
ler Investitionen in Bayern. 

600.000 Firmenkunden

Götzl machte zudem deutlich,
dass ein starker Mittelstand star-
ke Banken benötige, die ihn 
mit ausreichenden Finanzmitteln
versorgen können. Der Verbands-
präsident hob dabei hervor, dass
mehr als die Hälfte aller bayeri-
schen Mittelständler bei Finan-
zierungsvorhaben mit einer
Volksbank und Raiffeisenbank
zusammenarbeitet. Insgesamt
schenkten 600.000 Firmenkun-

den den bayerischen Kreditge-
nossenschaften ihr Vertrauen.

Anspruch und Wirklichkeit

Hingegen kümmerten sich die
Großbanken lieber um Großun-
ternehmen, Private Banking und
Investmentbanking, fuhr Götzl
fort. Eine langfristig mittelstands-
orientierte Strategie sei kaum zu
erkennen. Zwar betonten sie seit
einiger Zeit, sich wieder mehr
um den Mittelstand zu küm-
mern; doch sei das Filialnetz der
Geschäftsstellen auf dem Land
nach wie vor dünn. 

„Ohne die Existenz von öf-
fentlichen Banken und Genos-
senschaftsbanken würden gerade
in den ländlichen Räumen ähnli-
che Probleme bezüglich der Ver-
sorgung mit Finanzdienstleistun-
gen für den Mittelstand wie im
19. Jahrhundert herrschen“, er-
klärte der Präsident. Zur Entla-
stung des Mittelstands forderte
er „eine längst fällige Reform
der Sozialversicherungssysteme,
einen umfassenden Bürokra-
tieabbau und die weitere Stär-
kung des ländlichen Raums“.

Bürokratieabbau

Unverzichtbare Strukturver-
änderungen wie die Abkoppe-
lung der Beiträge vom Arbeits-
verhältnis, die Stärkung der Ei-
genverantwortung und die Ver-
besserung der Demographiefe-
stigkeit müssten hierzu konse-
quent in Angriff genommen
werden, so Götzl. Beim Thema
Bürokratieabbau dränge die
Zeit, denn: „Zurzeit müssen
mittelständische Unternehmen
bis zu sieben Prozent ihres Um-
satzes für Bürokratieanforde-
rungen aufwenden - bei in der
Regel 1,5 bis 2 Prozent Umsatz-
rendite. Das ist Irrsinn. Doch
immerhin: Die Politik hat rea-
giert: So will die EU bis zum
Jahr 2012 zur Entlastung des
Mittelstandes den nötigen Ver-
waltungsaufwand um 25 Pro-
zent reduzieren. Auch die Bun-
desregierung will die Kostenbe-
lastungen der Wirtschaft durch
anfallende Informationspflich-
ten bis zum Jahr 2011 um eben-
falls 25 Prozent zurückfahren.“

In die richtige Richtung weise
auch die Einführung der Abgel-
tungsteuer, „da hierdurch der
Finanzplatz Deutschland ge-
stärkt wird und dem Abfluss
von Kapitalvermögen ins Aus-
land entgegengewirkt werden
kann“. Mit großer Sorge be-
trachtet Götzl jedoch die Rege-
lung, wonach gerade nicht der
Abgeltungsteuersatz, sondern
vielmehr der individuelle Steu-

ersatz zur Anwendung kommt,
wenn der Steuerpflichtige bei
seinem Kreditinstitut neben Ka-
pitalanlagen auch Kredite auf-
genommen hat (sog. Back-to-
back-Finanzierung). Der Präsi-
dent: „Die Auswirkungen die-
ser Regelung sind für unsere
Volksbanken und Raiffeisen-
banken und unsere mittelständi-
schen Kunden untragbar. Denn
falls die Regelung zur Abgel-
tungssteuer nicht gelten sollte,
wenn beim selben Kreditinstitut
sowohl Geldanlagen als auch
Kreditfinanzierungen erfolgen,
wird das signifikante Wande-
rungsbewegungen der Kunden
hin zu Konkurrenzinstituten zur
Folge haben.“

Hohe Lebensqualität

„Mittelständische Unterneh-
men tragen durch ihre Leistungs-
fähigkeit, Innovationskraft und
Flexibilität entscheidend zur er-
folgreichen wirtschaftlichen Ent-
wicklung Bayerns bei“, konsta-
tierte Erwin Huber, damals noch
bayerischer Wirtschaftsminister.
Hinzu komme das bürgerschaft-
liche Engagement der vielen
Mittelständler „vor Ort“. Durch
Übernahme sozialer Verantwor-
tung, z. B. in Vereinen oder bei
kommunalen und kulturellen
Projekten, trügen mittelständi-
sche Unternehmer in hohem
Maße zur Lebensqualität in Bay-
ern bei.

Garant für den Erfolg

Wie Huber betonte, „werden
wir alles daran setzen, dem Mit-
telstand in Bayern beste Rah-
menbedingungen zu bieten“.
Die Mittelstandsfinanzierung
sei dabei von zentraler Bedeu-
tung. Die 336 bayerischen Kre-
ditgenossenschaften stellten ei-
nen wichtigen Garanten für den
wirtschaftlichen Erfolg dar.
Deutlich werde dies auch an der
Bilanzsumme von über 100
Mrd. Euro. Die Volks- und Raiff-
eisenbanken leisteten mit ihrem
verzweigten Filialnetz einen we-
sentlichen Beitrag zur flächen-
deckenden Finanzierung des
Mittelstands. Gerade Selbstän-
dige und KMUs schätzten die
Verlässlichkeit der Kreditgenos-
senschaften.

Effiziente Bankenaufsicht

Dass der Finanzsektor von
entscheidender Bedeutung für
eine dynamische Entwicklung
der Gesamtwirtschaft ist, zeig-
ten die jüngsten Turbulenzen
auf den Finanzmärkten, fuhr
Huber fort. Da der Bayerischen
Staatsregierung sehr an optima-
len Rahmenbedingungen für 
die Kreditgenossenschaften und
den gesamten Finanzsektor ge-
legen sei, „ist für uns eine
schlanke und effiziente Banken-
aufsicht ein zentrales wirt-

schaftspolitisches Thema“. Mit
Erfolg habe der Freistaat darauf
hingewirkt, dass die Eigenkapi-
talanforderungen von Basel II
den Anforderungen des Mittel-
standes und kleinerer Banken an-
gepasst wurden. Auch setze sich
Bayern dafür ein, dass EU-
Vorgaben in Deutschland nicht
restriktiver als in anderen EU-
Mitgliedsstaaten umgesetzt wer-
den und plädiere darüber hinaus
für Deregulierungen bei der Ban-
kenaufsicht und eine sinnvollere
Aufgabenabgrenzung zwischen
BaFin und Bundesbank.

Wertewandel

Prof. Dr. Horst W. Opaschow-
ski, Wissenschaftlicher Leiter
der BAT Stiftung für Zukunfts-
fragen, Hamburg, wies in seinem
Gastvortrag darauf hin, „dass
Politik und Wirtschaft sich recht-
zeitig auf den sich ankündigen-
den Wertewandel in Richtung
auf eine neue Gleichgewichts-
ethik einstellen und mehr
fließende Übergänge zwischen
Berufs- und Privatleben schaffen
sollten“. Insbesondere die junge
Generation befinde sich derzeit

auf dem Wege zu einer neuen
Lebensbalance. Leistung und
Lebensgenuss seien für sie keine
Gegensätze mehr. Ganz anders
als es in den 70er bis 90er Jah-
ren befürchtet und diagnostiziert
worden war, habe sich die Ein-
stellung der jungen Generation
zu Arbeit und Leistung ent-
wickelt: „Die befürchtete Lei-
stungsverweigerung fand und
findet nicht statt.“

Soziale Leistungsgesellschaft

Die Zukunft gehöre einer so-
zialen Leistungsgesellschaft, in
der alle etwas leisten wollen 
und auch leisten können, so
Opaschowski. Die künftige Lei-
stungsgesellschaft werde glei-
chermaßen eine Dienstleistungs-
und Hilfeleistungsgesellschaft
sein. Es zeichne sich ein grund-
legender Einstellungswandel zu
mehr sozialer Verantwortung, zu
mehr Sinn und mehr Familieno-
rientierung ab, „der sich aller-
dings nur langsam entwickelt
und erst nach dem Jahr 2020 
demografische Veränderungen
oder gar einen Baby-Boom aus-
lösen wird“. DK

Sparkassen-Kreditbasket
IV gestartet

Frankfurt/München - Mit einem Gesamtvolumen von 196,1
Mio. Euro startete die erste bundesweite Kreditpooling-Trans-
aktion in der Sparkassen-Finanzgruppe, der Sparkassen-Kre-
ditbasket IV (S-KB IV). Das Transaktionsvolumen setzt sich
zusammen aus 119 deutschen mittelständischen Kreditrisiken,
die von 47 Sparkassen aus dem ganzen Bundesgebiet einge-
bracht wurden. Die den Kreditrisiken zugrunde liegenden
Kredite bleiben im Bestand der Sparkassen und die Kreditbe-
ziehung zum Kunden wird nicht tangiert. Die Laufzeit der
Transaktion beträgt fünf Jahre.

Als Arrangeure der Transakti-
on haben BayernLB, Helaba,
HSH NORDBANK, LBBW,
NORD/LB, SaarLB, Sachsen
LB und WestLB AG die Akqui-
sition und Betreuung der Spar-
kassen in den Regionen durch-
geführt. BayernLB und Helaba
übernehmen darüber hinaus als
Administratoren die Verwaltung
und Abwicklung des Baskets.
Der aktuell aufgelegte S-KB IV
weist als wichtigste Neuerung
die bundesweite Ausdehnung
der Transaktion auf. Unter Be-
teiligung von zehn regionalen
Sparkassenverbänden haben die
Landesbanken gemeinsam Ad-
ressrisiken von Sparkassen im
S-KB IV gebündelt.

Abbau von Risiken

Als Risikosteuerungsinstru-
ment bietet das Kreditpooling

die Möglichkeit, adressenspezi-
fische Konzentrationsrisiken
abzubauen. Die teilnehmenden
Sparkassen können nach Bedarf
Adressrisiken mittels Kreditde-
rivaten absichern und/oder in
die diversifizierten Adressrisi-
ken des Baskets investieren. 

Steigerung der Effizienz

Eine Risikodiversifikation
des Kreditportfolios ist gerade
für regional tätige Sparkassen
unverzichtbar. Um die erforder-
liche Marktpräsenz vor Ort zu
unterstützen, ist daher das Ziel,
das Diversifikationspotenzial
innerhalb der S-Finanzgruppe
durch Basket-Transaktionen
verstärkt zu nutzen. Durch eine
Ausweitung des Kreises der be-
teiligten Sparkassen und des
Volumens kann die Effizienz
weiter gesteigert werden. !

Deutscher Bankenmarkt:

Stabil und stressresistent
Angesichts der Turbulenzen der Finanzmärkte hat der deutsche
Bankenmarkt nach Einschätzung des Präsidenten des Deutschen
Sparkassen- und Giroverbandes (DSGV), Heinrich Haasis, in den
letzten Wochen seine Stressresistenz und Leistungsfähigkeit be-
wiesen. „Es gilt die Formel ´Dezentralität gleich Stabilität´. Des-
halb sind wir gut beraten, auch künftig an der Unterschiedlichkeit
in unserem Bankensystem festzuhalten.“ Dies betonte Haasis bei
einer Pressekonferenz seines Verbandes anlässlich der Jahresta-
gung von IWF und Weltbank in Washington D.C.

Kritik äußerte Haasis an den
Kreditvergabestandards in den
USA, besonders bei Hypothe-
ken. Der US-amerikanische Ban-
kenmarkt möge zwar vertriebs-
orientierter als der deutsche sein,
er sei aber nicht stabilitäts- und
sicherheitsorientiert genug. Auf
Dauer würden auch die Ameri-
kaner nicht Banken in der
ganzen Welt für ihre Kurzfrist-
orientierung und unzureichen-
den Standards über Forderungs-
ausfälle und Inflationsgefahren
bezahlen lassen können. 

Eine der Lehren der Finanz-
marktturbulenzen der letzten Mo-
nate ist nach Einschätzung von
Haasis, dass sich die Fähigkeit
zur Beurteilung der Kundenbo-
nität und die Bereitschaft zur Ri-
sikotragung nicht zu weit ausein-
ander entwickeln dürften. Der so-
fortige Verkauf von Kreditforde-
rungen beinhalte einen Trend zur
Verantwortungslosigkeit bei der
Kreditvergabe. Banken dürften
sich aber nicht nur als Risikover-
teilstellen verstehen. 

Die Kunden bringen nach Fest-
stellung von Haasis den Sparkas-
sen ein besonderes Vertrauen ent-
gegen. Ein Verkauf von Kredit-
forderungen vertrage sich damit

nicht. Er komme ausnahmsweise
nur dann in Betracht, wenn Kre-
dite notleidend seien oder Kun-
den ausdrücklich zustimmten.
Auch in diesen Fällen solle über
eine Weitergabe in der Gruppe
die sparkassentypische Philoso-
phie im Umgang mit Kunden ge-
währleistet werden. 

Eine klare Absage erteilte Haa-
sis Forderungen aus der deut-
schen Politik, ein sektorübergrei-
fendes Sicherungssystem zu
schaffen und so den Schutz der
deutschen Keditwirtschaft auch
auf Unternehmen aus der Ent-
schädigungseinrichtung der Wert-
papierhandelsunternehmen
(EdW) zu erstrecken. Bei Spar-
kassen und Landesbanken werde
ohne betragsmäßige Begrenzung
jede Einlage abgesichert. „Wir
können mit gutem Recht sagen:
Bei Sparkassen und Landesban-
ken hat noch nie ein Anleger sei-
ne Einlagen verloren - und das
wird mit diesem Haftungssystem
auch künftig nicht geschehen.“
Eine wichtige Lehre der letzten
Wochen sei, dass die Einlagensi-
cherungssysteme der kreditwirt-
schaftlichen Gruppen unbedingt
leistungsfähig erhalten werden
müssen. !
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Gute Aussichten
mit einem starken Partner
bei kommunalen Investitionen

Die Investitionen von heute bestimmen
die Entwicklung Ihrer Kommune in der
Zukunft. Auch für Ihre Projekte haben
wir die richtige Finanzierungslösung.

Einige aktuelle Beispiele:
Hochwasserschutz
Seniorenheim
Energetische Sanierung
Photovoltaik
Wasserhochbehälter
Turnhalle …

Interessiert? Rufen Sie uns an:
Telefon 089 2171-21925

www.bayerngrund.de

Die Flucht aus dem
Vergaberecht...

Von Klaus Heller, Bayerngrund
Immer öfter werden den Kommunen PPP-Modelle angeboten,
die mit dem lockenden Angebot verknüpft sind, damit könne die
Bindung an das Vergaberecht ausgeschaltet werden. Um es
gleich vorweg zu nehmen: Dies ist nicht möglich! Die Erfahrung
zeigt, dass hier nicht immer richtig informiert wird. 

Manche „PPP-Partner“ bera-
ten zu höchst komplexen juristi-
schen Fragen, obwohl weder Be-
fähigung noch Legitimation zur
Rechtsberatung vorhanden sind.
Fachlich handelt es sich meist
um Projektsteuerer oder sog.
„Baubetreuer“, welche sich in
erster Linie für die Akquisition
von Bauaufträgen interessieren,
weniger jedoch ihrem kommu-
nalen Partner eine kompetente
Unterstützung bieten können. 

Sachkompetenz der
kommunalen
Spitzenverbände nutzen

Sollte die Kommune wirklich
ein PPP-Modell verfolgen, sollte
sie sich schon frühzeitig von ei-
nem zur Rechtsberatung zuge-
lassenen Experten beraten las-
sen, der wirklich im Lager der
Kommune steht und sollte darü-
ber hinaus die hohe Sachkompe-
tenz der kommunalen Spitzen-
verbände - gerade auch in dieser
Frage - nutzen. Dabei müssen
neben den vollmundig angeprie-
senen Vorteilen auch Nachteile
und Risiken hinterfragt und ab-
gewogen werden, bevor eine
Entscheidung in Richtung PPP
getroffen wird.

„Brot und
Butter-Investitionen“

Damit kein Missverständnis
auftritt: Nicht die PPP-Modelle
im Bereich des Autobahnbaus,
Tunnelbaus, bei Kongresszen-
tren oder Justizvollzugsanstalten
sollen hier behandelt werden,
sondern die sog. „Brot und
Butter-Investitionen“ der durch-
schnittlichen Kommune bei
Schulen, Turnhallen, Rathäuser,
Feuerwehrhäuser, Bauhöfe und
sonstige Einrichtungen der kom-
munalen Infrastruktur. Schon zur
Vermeidung von falschen Er-

wartungshaltungen sollte vorab
geklärt werden, ob der Begriff
„PPP“ für diese bei kleineren
Projekten häufig angebotenen
Vertragslösungen überhaupt
passt. Gerne verwenden die An-
bieter wohlklingende Anglizis-
men mit wenig inhaltlicher Aus-
sagekraft, um als „innovativer
Vertragspartner“ mit „individuell
zugeschnittenen Vertragsmodel-
len“ besser ins Geschäft kom-
men zu können. Bei genauer
Analyse der Leistungen handelt
es sich dann aber trotz der krea-
tiven Wortschöpfungen oft um
eine schlichte Baubetreuungs-
und Finanzierungsdienstleis-
tung. In Wahrheit ist dies wohl
eher ein Etikettenschwindel, und
eine Kommune sollten hinterfra-
gen, ob sie derartige Dienstlei-
stungen wirklich braucht. 

Vorteile zugunsten
der Kommune

Bei Public-Private-Partnership
handelt es sich um einen schil-
lernden Begriff, welcher in den
verschiedensten Zusammenhän-
gen verwendet wird und unter-
schiedlichste Inhalte transpor-
tiert, so etwa Leasing-, Fonds-,
Vorfinanzierungs-, Dienstleis-
tungs-, Betreiber-, Pacht-, Ko-
operations- oder privat finanzier-
te Vergabe-Modelle. Ungeachtet
der Benennung des Vertrages
sollte ein PPP-Modell nach sei-
nem tatsächlichen Inhalt minde-
stens einen der beiden folgenden
Vorteile zugunsten der Kommu-
ne aufweisen, damit es seinem
Namen gerecht wird:
1. Ergänzung bzw. Ersetzen öf-
fentlicher Mittel durch den Ein-
satz privater Mittel des Partners. 
2. Risikoübertragung bzw. Risi-
koteilung zugunsten der Stadt. 

Bringt also der private Partner
bei genauer Vertragsanalyse für
das avisierte Projekt weder eige-

ne Finanzmittel mit, noch über-
nimmt er im Ergebnis irgendein
Risiko hinsichtlich der Wirt-
schaftlichkeit, Haftung, Mängel-
gewährleistung, Bauzeiten etc.,
sollte der Begriff PPP schon der
Glaubwürdigkeit halber zurück-
gewiesen werden. 

Ohne VOB können wir
jedoch nachverhandeln!?

Besonders interessant wirkt
das Argument manch wenig se-
riöser Unternehmen zum ange-
priesenen PPP-Modell, dass so
durch rechtliche Konstruktionen
das Vergaberecht ausgeschaltet
werden könnte. „Wir können
nachverhandeln“. „Wenn nach
VOB ausgeschrieben wird, wird
es teurer“ heißt es. Der sog. PPP-
Partner könne auch ohne VOB
tätig werden und auch sonst als
privater Maßnahmeträger oh-
nehin wirtschaftlicher und ko-
stengünstiger arbeiten. Das Ho-
norar, bestehend etwa aus ei-
nem Anteil aus dem erzielten
Preisnachlass beim „Nachver-
handeln“, sowie einer Vergütung
nach Zeitaufwand, würde ohne
weiteres „überkompensiert“.

Gefahr von Preisabsprachen

Die Behauptungen dieser An-
bieter sollten von den Kommu-
nen nicht blauäugig übernom-
men werden. Rechtlich ist die
Nicht-Anwendung der VOB/A
durch die kurz skizzierten sog.
„PPP-Modelle“ unzulässig. Des-
sen ungeachtet sollte die Kom-
mune wissen, dass sie damit
auch auf Vorteile verzichtet, wel-
che ihr eine öffentliche Aus-
schreibung bietet. Insbesondere
wird dadurch eine sehr transpa-
rente Möglichkeit geschaffen,
die „echten“ Preise verschiede-
ner Bieter wirklich vergleichen
zu können. Überlässt man dabei
diesem vermeintlichen PPP-
Partner die freihändige Vergabe,
mag man stolz darauf sein, wie
dieser beim sog. Nachverhan-
deln im Beisein des Bürgermei-

sters einen tollen Preisnachlass
erzielt hat. Ob der „Partner“ mit
dem Bauunternehmen nicht
schon „vorverhandelt“ hat, wird
die Kommune mitunter nie erfah-
ren. Sie ahnt es nicht einmal! Der
Gefahr von Preisabsprachen zu
Lasten der Kommune sind so Tür
und Tor geöffnet. Die rechtlichen
und wirtschaftlichen Konsequen-
zen dieser Vorgehensweise trägt
nicht der so genannte „PPP-Part-
ner“, sondern der Bürgermeister,
der Stadt- und Gemeinderat, die
Verwaltung und letztendlich wir
alle als Steuerzahler.

Das 
Generalübernehmermodell

Gerne wird von sog. PPP-Part-
nern dargelegt, dass bei der Ein-
schaltung eines sog. „General-
übernehmers“ das Vergaberecht
auch beim Überschreiten der
Schwellenwerte nicht erforder-
lich sei. Mit dieser Begründung
wird ein Modell vorgeschlagen,
wonach sich der Unternehmer
rechtlich gegenüber der Kommu-
ne zur Erbringung einer Baulei-
stung verpflichtet, diese indessen
komplett von Subunternehmern
ausführen lässt. Sämtliche Scha-
denersatz- und Gewährleistungs-
ansprüche der Kommune gegen
den PPP-Partner werden ausge-
schlossen. Dafür tritt dieser seine
Ansprüche gegen den Subunter-
nehmer an die Kommune ab. 

Falsche Behauptung

Die Vergabe von Bauleistun-
gen an Unternehmen, die nicht
die Absicht oder die Mittel ha-
ben, die Bauarbeiten selbst aus-
zuführen, ist grundsätzlich nach
der VOB/A unzulässig. Die Be-
hauptung, Generalübernehmer-
Verträge seien nicht auszuschrei-
ben, ist schlichtweg falsch. 

Abenteuerliche Beispiele

In der Praxis finden sich aben-
teuerliche Beispiele zur Falsch-
deklarierung von Bauverträgen.
Die Vergabe von Kanalsanie-
rungsarbeiten an ein Projekt-
steuerungsbüro (bei vollständi-
ger Weiterbeauftragung der Lei-
stung an Subunternehmer) ist
auch dann selbstverständlich
auszuschreiben, wenn der Ver-
trag als „Sanierungsträgerschaft“
bezeichnet wird. Die Verpflich-
tung zur Errichtung eines Fried-
hofes samt Aussegnungshalle
kann ebenso wenig Gegenstand
eines Erschließungsvertrages (!)
sein, wie die Erstellung einer
Kläranlage oder eines Feuer-
wehrhauses. Die bloße Bezeich-
nung eines Vertragsverhält-
nisses als „Trägerschaft“ oder
„Baubetreuungsvertrages“ ent-
bindet nicht von der Ausschrei-
bungsverpflichtung. Die regel-
mäßige Nicht-Anwendung der
VOB bietet diesem „PPP-Part-
ner“ zumindest die Möglichkeit,

Herbstbilanz der LfA Förderbank:

Bayerns Mittelstand
heiß auf Förderkredite

Öffentliche Finanzierungshilfen waren in den ersten neun Mo-
naten 2007 heiß begehrt: 996 Millionen Euro an zinsgünstigen
Krediten hat die LfA Förderbank Bayern in ihrem Kernför-
dergeschäft vergeben - das sind rund 45 Prozent mehr als im
Vorjahreszeitraum. 

Besonders stark wuchs die 
Finanzierungsnachfrage bei
Wachstumsvorhaben. Mit 494
Millionen Euro übertrifft das
Volumen die Vorjahreszahlen
um gut 50 Prozent.

booms sagt LfA-Chef Michael
Schneider: „Die Unternehmen
wollen jetzt im Konjunkturhoch
in ihre Leistungs- und Zu-
kunftsfähigkeit investieren.
Hierzu brauchen die kleineren

LfA-Vorstandsvorsitzender Michael Schneider.                          !

Bayerns neue Wirtschaftsmi-
nisterin Emilia Müller zeigte
sich erfreut: „Die starke Nach-
frage nach den Finanzierungs-
hilfen der LfA zeigt, dass der
Konjunkturmotor in Bayern
weiter kräftig läuft. Mit ihren
attraktiven Angeboten trägt die
LfA wesentlich dazu bei, die In-
vestitionstätigkeit gerade der
kleinen und mittleren Unterneh-
men nachhaltig zu stärken.“ 

Zu den Gründen des Förder-

Mittelständler in vielen Fällen
öffentliche Finanzierungshilfen.
Unser Angebot aus zinsgünsti-
gen Darlehen in Verbindung mit
Risikoentlastungen kommt des-
halb gut an.“ 

Die meisten Finanzierungsan-
träge kamen vom Handwerk,
gefolgt von den Bereichen Han-
del und Freie Berufe. Für 2007
erwartet die LfA ein insgesamt
erneut wachsendes Förderge-
schäft. !

dort Geld zu verdienen, wo es ei-
ne Kommune nicht sehen kann.
Wie heißt es doch im Volks-
mund: Vertrauen ist gut, Kon-
trolle ist besser. Warum soll die-
ser Satz nicht auch da gelten, wo
es um meist viel Geld geht?
Auch wenn die nachfolgende
Feststellung profan ist, ist festzu-
stellen, dass alleine der Inhalt ei-
nes Vertrages entscheidend ist,
und nicht die Überschrift. 

Risiken und Rechtsprobleme
kaum abschätzbar

Die Europäische Kommission
möchte im Rahmen der anstehen-
den Revision der EU-Rechtsmit-
telrichtlinien eine Verschärfung
der rechtlichen Konsequenzen
bei Missachtung des Vergabe-
rechtes erreichen. Auch ungeach-
tet von Rechtsmitteln übergange-
ner Konkurrenten sollen Kom-
munen verpflichtet werden, Ver-
träge rückgängig zu machen, wel-
che unter rechtswidriger Aus-
schaltung des Vergaberechtes ab-

geschlossen wurden. Die damit
verbundenen Risiken und Rechts-
probleme sind kaum abschätzbar.
Auf gar keinen Fall sollte die
Kommune die Rechtsausführun-
gen des zunächst aus reinem Ei-
geninteresse handelnden „PPP-
Partners“ ungeprüft übernehmen. 

Fahrt über rote Ampel

Erfüllt ein PPP-Partner die
eingangs genannten Kriterien
(Einsatz privater Mittel und Risi-
koübertragung bzw. Risikotei-
lung) nicht, und verspricht er
darüber hinaus vertragliche Kon-
struktionen, die das Vergabe-
recht ausschalten, so verführt er
Kommunen zu einer Fahrt über
eine rote Ampel, ohne - um in
diesem Bild zu bleiben - das Ri-
siko eines Strafmandats tragen
zu müssen, jedoch mit der Chan-
ce, als Beifahrer dort Geld zu
verdienen, wo es der Fahrer
nicht einmal ahnt! Ist das nicht
ein Grund, sich seinen Beifahrer
näher anzuschauen? !

Sparkassen-Finanzgruppe ist
neuer Olympia Partner

Die Sparkassen-Finanzgruppe ist neuer Olympia Partner des
Deutschen Olympischen Sportbundes (DOSB) und wird als na-
tionaler Sponsor für die Olympischen Spiele 2008 in Peking,
2010 in Vancouver und 2012 in London die deutschen Top-Ath-
leten unterstützen. „Die Olympia-Mannschaft steht wie kein
anderes Team für Leistung und Dynamik. Sie ist das Aushän-
geschild der Bundesrepublik Deutschland. Als größte, in
Deutschland ansässige Kreditinstitutsgruppe passt die Olym-
pia-Partnerschaft daher besonders gut zur Sparkassen-Fi-
nanzgruppe. Wir ergänzen damit unser gesellschaftliches En-
gagement im Breitensport und bei der Nachwuchsförderung
und nutzen den Rückenwind für einen starken Auftritt im
Markt“, sagte Heinrich Haasis, Präsident des Deutschen Spar-
kassen- und Giroverbandes (DSGV) im Vorfeld der Vertrags-
unterzeichnung. 

Dr. Thomas Bach, Präsident
des Deutschen Olympischen
Sportbundes (DOSB), hob her-
vor: „Die Sparkassen-Finanz-
gruppe ist in ihrer Partner-
schaft mit dem DOSB sowohl
im Breitensport als auch im
Spitzensport engagiert. Durch
ihre Unterstützung für das
Deutsche Sportabzeichen, die
Eliteschulen des Sports und als
Olympia Partner ist die Spar-
kassen-Finanzgruppe der erste
alle Bereiche umfassende Part-
ner des deutschen Sports.“

Deutlicheres Profil

Die Partnerschaft mit dem
DOSB gibt dem Sportförderen-
gagement der Sparkassen-Fi-
nanzgruppe ein noch klareres
Profil. Die bedeutendsten Berei-

che sind der Breitensport, der in
der neuen Partnerschaft durch
das Deutsche Sportabzeichen
vertreten ist. Daneben stehen
die Nachwuchsförderung, ver-
treten durch die Förderung der
Eliteschulen des Sports sowie
die Spitzenförderung, die in der
Kooperation mit dem DOSB
durch die Partnerschaft mit der
Deutschen Olympia Mann-
schaft abgedeckt wird. 

Sparkassen steigern
die Lebensqualität
in den Regionen

Ab 2008 ist die Sparkassen-
Finanzgruppe „Offizieller För-
derer des Breitensports“ und
zielt gemeinsam mit dem
DOSB darauf ab, den olympi-
schen Gedanken auf den Brei-

tensport zu übertragen und die
jährliche Teilnehmerzahl beim
Deutschen Sportabzeichen weiter
zu steigern. Bereits in diesem
Jahr soll die magische Grenze
von einer Million erreicht wer-
den. Die Sparkassen werden
ihre zahlreichen Kontakte zu
Sportvereinen, Schulen und
Unternehmen nutzen, um noch
mehr Menschen zum Sportab-
zeichen zu motivieren. Im
kommenden Jahr wird die
Sparkassen-Finanzgruppe ei-
nen Wettbewerb ins Leben ru-
fen und diejenigen Vereine,
Schulen, Hochschulen und Un-
ternehmen auszeichnen, die
bezogen auf ihre Mitglieder-
bzw. Teilnehmerzahl die mei-
sten Sportabzeichen abgelegt
haben. 

Gesellschaftlicher
Zusammenhalt

Haasis: „Der Breitensport er-
füllt in Deutschland wichtige
Aufgaben. Für die Sparkassen-
Finanzgruppe stehen dabei der
Zusammenhalt in der Gesell-
schaft und die Lebensqualität in
den Regionen im Vordergrund.
Unsere regional verankerten
Kreditinstitute tragen entschei-
dend zu einem bestmöglichen
Lebensumfeld der Bundesbür-
ger bei.“ !
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Energieforum der Sparkasse Schrobenhausen:

Oberflächennahe
Geothermie im Fokus

Wichtige Anstöße zur Energieeinsparung gab das diesjährige
Energieforum der Sparkasse Schrobenhausen, in dessen Mit-
telpunkt die oberflächennahe Geothermie stand. Den zahlrei-
chen Besuchern wurden neben technischen Informationen die
Möglichkeiten finanzieller Förderung bei Investitionen in um-
weltschonende Heizsysteme vorgestellt.

Vor Jahren bereits schrieben
sich die Sparkasse Schrobenhau-
sen und Vorstandsvorsitzender
Thomas Schwarzbauer die Frage
nach ökologisch ausgerichteten
Systemen auf ihre Fahnen. Be-
reits mehrfach lud man Hausbe-
sitzer und kommunale Mandat-
sträger ein. Seither hat die Spar-
kasse viele Projekte begleitet
und finanziert.

Wolfgang Eppinger vom IHV

Ingenieurbüro für haustechnische
Versorgung stellte eingangs das
Prinzip der oberflächennahe Geo-
thermie vor. In der Regel werden
laut Eppinger in den Boden Lei-
tungen für einen geschlossenen
Wasserkreislauf eingebaut, die
dann Erdwärme aufnehmen. In
Verbindung mit einer Wärme-
pumpe, die nach dem Prinzip des
Kühlschranks funktioniert, könne
die Anlage sowohl heizen als

auch kühlen. Neben der Schad-
stoffreduzierung gebe es eine
Reihe weiterer Vorteile: Man
benötige weder einen Heizraum,
noch ein Brennstofflager und
auch keinen Kaminkehrer. Zwar
koste die Installation der Anlage
Geld, doch würden die Energie-
kosten sofort geringer und die
Anlage amortisiere sich in der
Regel binnen zehn Jahren. 

Vier Versionen

Eppinger stellte vier Versionen
der oberflächennahen Geother-
mie vor: den Flächenkollektor,
die Erdwärmesonde und den
Erdwärmekorb sowie die Nut-
zung des Grundwassers. Der
Bau der Anlage sei abhängig von
der Bodenbeschaffenheit, und
gerade hier seien in der Vergan-
genheit vielfach Fehler gemacht
worden, betonte Eppinger, der
auch dringend dazu aufforderte,
die hydrogeologischen Voraus-
setzungen auf das genaueste zu
untersuchen und dann die Para-
meter zu einem optimalen Kon-
zept zusammenzuführen.

„Die optimale Finanzierung in

Verbindung mit Förderprogram-
men bei Energiesparmaßnah-
men“ präsentierte Hans Dorner,
Leiter der Kreditabteilung für
Privatkunden in der Sparkas-
se Schrobenhausen. Fördermög-
lichkeiten und Finanzierungshil-
fen gibt es Dorner zufolge in er-
ster Linie von der Kreditanstalt
für Wiederaufbau KfW; über die
Sparkasse werde das Verfahren
abgewickelt. Für Neubauten
wurden die Konzepte KfW-
Energiesparhaus 60 und 40 oder
auch Passivhaus definiert, womit
transparente Kriterien geschaffen
worden seien. Die Kredite hätten
lange Laufzeiten und seien durch
zehn Jahre Zinsfestschreibung
kundenfreundlich. Auch die Mo-
dernisierung von Heizsystemen
werde durch Zuschüsse und
langfristige Zinsverbilligung ge-
fördert. Wichtig sei, die einzel-
nen Verfahrensschritte genau ein-
zuhalten, also vor Baubeginn den
Antrag zu stellen und hinterher
die Abnahme und die Bestäti-
gung der ausgeführten Maßnah-
men ausführen zu lassen. 

Eine zusätzliche Finanzie-
rungsunterstützung im Energie-
sparbereich, so Dorner, bilde
auch der Handwerkerkredit der
Sparkasse Schrobenhausen. Hier
erhält jeder Investor einen Spar-
kassenkredit mit 0,5 Prozent
Zinsverbilligung. Zudem wür-
den kommunale Förderprogram-
me wie Invest 21 in Schroben-
hausen angeboten. DK

Geothermie ist ein umweltschonendes Heizsystem. In der Spar-
kasse informierten darüber (v. l.) Hans Dorner, Wolfgang Eppin-
ger und Sparkassen-Vorstand Thomas Schwarzbauer. !

Privatisierungsmöglichkeiten in der Wasserversorgung:

Zwischen Ausverkauf
und Zukunftsgestaltung

Tagung der Hanns-Seidel-Stiftung in München

Die Wasserversorgung in Deutschland steht in den kommen-
den Jahren vor großen Herausforderungen. Die Bundesregie-
rung hat den Investitionsbedarf allein für die Rohrleitungsnet-
ze bis 2020 auf bis zu 250 Milliarden Euro geschätzt. Bislang
befindet sich die Wasserversorgung überwiegend in der Hand
der Kommunen. Es stellt sich jedoch die Frage, in welchem
Umfang Private künftig in die Versorgung einbezogen werden
müssen. Antworten darauf gaben bei einer Tagung der Hanns-
Seidel-Stiftung in München Hans Schaidinger, Präsident des
Bayerischen Städtetags und Oberbürgermeister von Regens-
burg, sowie Dr. Angelika Emmerich-Fritsche, Privatdozentin
an der Universität Erlangen.

In einer Einführung wies
Schaidinger darauf hin, dass
man noch vor zehn Jahren der
Ansicht gewesen sei, dass Priva-
tisierung sowieso besser sei als
kommunale Aufgabenwahrneh-
mung. Heute sei die Euphorie
zwar nicht mehr so groß, jedoch
bewege die Debatte um die Pri-
vatisierung die Kommunen der-
zeit sehr stark. Bereits im Jahr
2000 habe der bayerische Städte-
tag eine Resolution mit folgen-
den Kernpunkten verabschiedet:
1. Im Interesse der Bürger soll
auf die Grundversorgung Ein-
fluss genommen werden. 2. Die
Versorgung der Menschen mit
Wasser darf nicht kurzfristigen
Marktkräften überlassen werden.
3. Die EU muss in ihrer Rege-
lungstätigkeit auf die gewach-
senen Versorgungsstrukturen
Rücksicht nehmen. Diese drei
Thesen seien heute noch aktuell,
betonte Schaidinger. Die Kom-
munen hätten einen Sicherstel-
lungsauftrag, zum Beispiel bei
den Krankenhäusern. 

Sorgfaltspflicht

Zwar sei er kein Gegner von
Liberalisierung und Privatisie-
rung per se, erklärte der Städte-
tagschef, doch müsse beim The-
ma Wasser die Frage nach der
spezifischen Eigenheit der Was-
serversorgung gestellt werden.
Schließlich gehe es hier um den
Schutz eines existenziellen Grund-
nahrungsmittels. Bei dieser Auf-
gabe habe der Staat eine beson-
dere Sorgfaltspflicht und dies sei
der entscheidende Unterschied
zu anderen Versorgungsthemen
wie zum Beispiel Strom. 

Laut Schaidinger schreibt die
bayerische Verfassung vor, dass
die Aufgabe der Wasserversor-
gung nicht vollständig auf ein
privates Unternehmen übertra-
gen werden darf. Jeder soll in
der Lage sein, mit gutem Was-
ser versorgt zu werden. Eine de-
zentrale Form sei zwar noch
kein Erfolgsgarant an sich, „je-
doch ist die überwiegende Zahl
der Kommunen in Bayern mit
ihrer Investition in die Wasser-
netze à jour“ so der Städtetags-
vorsitzende. In Bayern sei eine
„quasi flächendeckende Versor-

gung“ gegeben. 95 % des
bayerischen Wassers stamme
aus Grundwasser und aus Quel-
len. Schaidinger: „Wir haben
hier viel weniger Fernwasser
und Oberflächenwasseraufbe-
reitung als in anderen Bundes-
ländern. Auch das ist ein Vor-
teil dezentraler Strukturen. Das
bayerische Trinkwasser hat häu-
fig Mineralwasserqualität.“ 

Gegen Liberalisierung

Der Städtetag trete dafür ein,
dass die Kommunen auch in Zu-
kunft so viel Spielraum ge-
nießen, dass sie ihrer Aufgabe
gerecht werden können. Privati-
sierung sei außerdem zum Teil
schon vorhanden. Man wehre
sich nicht grundsätzlich dage-
gen. Die Kernbotschaft laute:
„Privatisierung ja, Liberalisie-
rung nein!“ Die Verantwortung
der Kommunen müsse bleiben,
weil sie sie gegenüber den Bür-
gern wahrnehmen wollen. Schai-
dinger: „Es gibt also auch heute
noch Felder, wo man eigentlich
nichts ändern muss. Diejenigen,
die noch nicht gut genug sind,
müssen Anreize bekommen, da-
mit sie besser werden. Die, die es
schon gut machen, sollen weiter
machen wie bisher.“

Frage der Rechtmäßigkeit

Dr. Angelika Emmerich-Frit-
sche verwies ihrerseits darauf,
dass allgemein eine Privatisie-
rung der kommunalen Trink-
wasserversorgung nur dann
rechtmäßig ist, wenn sie von
den Privaten nicht nur für die
Gemeinde kostengünstiger, son-
dern auch hinsichtlich Qualität,
Versorgungsgrad und Nut-
zungsentgelt „mindestens eben-
so gut“ erledigt wird. Private
verfolgten anders als die Kom-
munen keinen öffentlichen
Zweck, sondern Gewinne, die
sie anders als die Kommunen
auch einkalkulieren dürfen. We-
gen der Kostenintensität der
Wasserversorgung könnten die-
se nur durch Preissteigerungen,
Qualitätsminderungen oder Ef-
fizienzverbesserungen erzielt
werden. Effizienzverbesserung
verlange nicht nur Stellenabbau,

sondern auch die Bildung
größerer Versorgungseinheiten,
die das Selbstverwaltungsrecht
der Kommunen antasten und
möglicherweise negative Aus-
wirkungen auf die Wasserqua-
lität haben können (Vermi-
schung, lange Wege).

Erforderliche Prüfung

Bevor Privatisierung als Fi-
nanzierungsweg gewählt wird,
sei zu prüfen, ob die öffentlich-
rechtlichen Konditionen für Kre-
dite nicht günstiger sind, gab
Frau Emmerich-Fritsche zu be-
denken. Jede Privatisierung ver-
mindere die Verantwortung und
Kontrolle der Gemeinden hin-
sichtlich der unaufgebbaren
Trinkwasserversorgungsaufga-
be. Am geringsten sei der Kon-
trollverlust bei der formellen Pri-
vatisierung. Nach einer funktio-
nalen Privatisierung verfüge die
Gemeinde nur noch über sub-
sidiäre Einrichtungsverantwor-
tung im Sinne einer Gewährlei-
stungsverantwortung.

Die Aufgabenverantwortung
der Gemeinde sei insbesondere
durch die Auswahl eines zuver-

lässigen Betreibers sowie durch
angemessene Einfluss- und
Rückholmöglichkeiten der Ge-
meinde sicherzustellen (vertrag-
liche Regelungen). Mangels ge-
setzlicher Vorgaben hingen die
Aufgabenverantwortung der Ge-
meinde und damit die Recht-
mäßigkeit der funktionalen Pri-
vatisierung entscheidend von der
jeweiligen Ausgestaltung der
Verträge mit den Privaten ab. Er-
bringe der Betreiber die Leistung
nicht oder nicht ausreichend, sei
die Kommune auf gerichtlichen
Rechtsschutz angewiesen. 

Alternative zu PPP

Das Gesetz über die kommuna-
le Zusammenarbeit (KommZG)
sehe als Alternative zu PPP eine
institutionalisierte öffentlich-pri-
vate Zusammenarbeit vor, die
Rechtssicherheit bietet und den
kommunalen Einfluss sicherstellt
sowie gleichzeitig effizientere
Unternehmenssicherheiten er-
möglicht. Durch Benchmarking
könne die Effizienz der kommu-
nalen Unternehmen zusätzlich
gesteigert werden, betonte die
Referentin abschließend. DK

Bayern forciert Kampf
gegen Hochwasser

Im Allgäu wurden zwei neue Rückhaltebecken
und der erste Flutpolder Bayerns eingeweiht

Nach den schweren Überschwemmungen in der jüngeren Ver-
gangenheit kommt in Bayern der Hochwasserschutz voran. Der
erste Flutpolder Bayerns ist von sofort an einsatzbereit. Damit
steht für den Hochwasserfall ein Rückhalteraum für mehr als 6
Millionen Kubikmeter Wasser als Zwischenspeicher zur Verfü-
gung, und zwar sogar ein Jahr früher als geplant. 

„Das ist ein Quantensprung
für die Hochwasser-Sicherheit
an der Oberen Iller bis hinunter
nach Neu-Ulm an der Donau, ei-
nem der am meisten hochwas-
sergefährdeten Gebiete Bay-
erns“, erklärte Werner Schnapp-
auf, zu diesem Zeitpunkt noch
Umweltminister, bei der Inbe-
triebnahme des Flutpolders Wei-
dachwiesen im Seifener Becken
zwischen Immenstadt und Kemp-
ten. Und in Eppishausen im Unte-
rallgäu schützen zwei neue Rück-
haltebecken die Menschen vor
Hochwasser.

Wasser- und Verkehrsflut
gebändigt

Bei Starkregenereignissen ma-
chen die schnell anschwellenden
Wildbäche des Allgäus die
schwäbische Iller in kürzester
Zeit zur reißenden Flut. Mit dem
Polder ist von nun an bei einem
Hochwasser wie 2005 der Pegel
in Kempten einen halben Meter
niedriger. Der Hochwasserschutz
an der Oberen Iller ist eines der
größten Hochwasserschutzpro-
jekte in Bayern und kostet insge-
samt 100 Millionen Euro, der
Flutpolder selbst 40 Millionen
Euro. „Gleichzeitig mit der Was-
serflut wird auch die Verkehrsflut
gebändigt“, erwähnte Schnapp-
auf. Mit dem Polderbau wird die
B 19 verlegt und, vierstreifig aus-
gebaut, auf dem Absperrdamm an
der Iller verlaufen.

Sieben geplante Flutpolder

Das Seifener Becken ist der
erste von insgesamt sieben ge-
planten Flutpoldern in Bayern
und wesentlicher Teil des baye-
rischen Hochwasserschutz-Ak-
tionsprogramms 2020. Schnap-
pauf erläuterte dazu: „Mit den
Poldern können gefährliche
Hochwasserspitzen gekappt wer-
den. Man zieht quasi den Stöpsel
aus dem Deich und lässt Fluss-
hochwasser in ein speziell vor-
bereitetes Becken laufen. Der
Flusspegel sinkt und mit ihm das
Überflutungsrisiko für unterhalb
liegende Deiche.“

Dringliche Anpassung

Im Endausbau stehen mindes-
tens 30 Millionen Kubikmeter
neue Rückhaltekapazitäten in
Bayern zur Verfügung. Der ra-
sante Klimawandel macht die
Anpassung dringlich, denn am
Alpenrand ist deutlich mehr
Hochwasser zu erwarten. So ist
im Allgäu im Winter mit bis zu
20 Prozent mehr Niederschlags-
menge, hauptsächlich als Regen
zu rechnen. Auch Starknieder-
schläge im Winter könnten sogar

um bis zu 35 Prozent zunehmen.
Schnappauf appellierte an die
von der Polder-Planung betroffe-
nen Grundstückseigentümer, So-
lidarität mit den anderen Fluss-
Anliegern zu üben. Landwirt-
schaftlich genutzte Flächen könn-
ten weiter bewirtschaftet wer-
den. Bei großem Hochwasser
mit Flutung der Flächen werde
der Schaden ersetzt.

Mehr Regen im Winter

Auch die zwei neuen Rückhal-
tebecken bei Eppishausen im
Landkreis Unterallgäu sind Teil
des Bayerischen Hochwasser-
schutz-Aktionsprogramms 2020,
bei dem insgesamt 2,3 Milliar-
den Euro in den Hochwasser-
schutz von zusätzlich 300.000
Menschen investiert werden.
Denn der Klimawandel werde
im Sommer mit Starkregener-
eignissen das Hochwasserrisiko
deutlich erhöhen, sagte Schnapp-
aufs Nachfolger Otmar Bernhard
bei der offiziellen Einweihung
des großen Beckens südlich von
Eppishausen. Und auch im Win-
ter sei künftig mit wesentlich
mehr Regen zu rechnen.

Ökologischer
Gewässerausbau

Eppishausen wurde in den letz-
ten Jahren mehrfach bei Stark-
regenereignissen überflutet. 2002
standen die Fluten des Hasel-
bachs sogar eineinhalb Meter
hoch. Die Rückhaltebecken mit
einem Volumen von 165 000
Kubikmeter konnten innerhalb
eines Jahres verwirklicht werden.
Gekoppelt ist das Projekt mit ei-
nem ökologischen Gewässeraus-
bau am Haselbach. Das Projekt
kostet 1,25 Millionen Euro.

Weitere Schwerpunkte
des Aktionsprogramms

Um die Hochwasserwellen zu
bremsen, wird jetzt mehr natürli-
cher Rückhalt in der Fläche akti-
viert. Weitere Schwerpunkte des
Aktionsprogramms sind der
technische Hochwasserschutz
mit einem Ausbau von Deichen,
Rückhaltebecken und Poldern
und die Hochwasservorsorge
durch Freihaltung von Über-
schwemmungsgebieten und
frühzeitige Warnungen. Ange-
sichts der zunehmenden Hoch-
wassergefahr appellierte Bern-
hard an alle Hausbesitzer, eine
Elementarschadenversicherung
abzuschließen. „97 Prozent aller
Anwesen in Bayern sind versi-
cherbar. Das ist die Chance für
eine bessere Absicherung, die
man unbedingt ergreifen sollte“,
betonte er. dhg.

Neues aus dem
Untergrund

LfU veröffentlicht wichtige neue hydrogeologische
Karten für die Planungsregion Landshut

Neues aus dem Untergrund in Niederbayern: Das Bayerische
Landesamt für Umwelt (LfU) hat neue hydrogeologische Kar-
ten für die Gebiete der Planungsregion Landshut veröffent-
licht. In den vergangenen Jahren hatten Hydrogeologen des
Landesamtes und die beauftragten Fachleute dort Inventur ge-
macht. Die Ergebnisse liegen nun in der neuen Veröffentli-
chung vor und sind auch digital verfügbar.

Rund 3800 Quadratkilometer
groß ist das Gebiet und umfasst
die Landkreise Dingolfing-Lan-
dau, Rottal-Inn, Stadt und Land-
kreis Landshut und Teile des
Landkreises Kelheim. Für diese
Region liegen nun erstmals
flächendeckend detaillierte Infor-
mationen über das Grundwasser
vor: Fünf Karten und ein Text-
band erläutern, wo und in welcher
Tiefe Grundwasser vorzufinden
ist, in welcher Richtung es sich
bewegt, wie gut es durch den dar-
überliegenden Boden geschützt
und wie es chemisch zusammen-
gesetzt ist. Die neue hydrogeolo-
gische Karte ist Teil der geowis-
senschaftlichen Landesaufnahme
und eine wichtige Grundlage für

Kommunen, Planer, Fachbehör-
den und Fachbüros.

Fast 25.000 Objekte wie Quel-
len, Brunnen und Grundwasser-
messstellen wurden in der Regi-
on und im weiteren Arbeitsge-
biet erfasst und bewertet. Mehr
als 150 Bohrungen wurden zu-
sätzlich dort niedergebracht, wo
die bis dahin vorliegenden In-
formationen nicht ausreichten.
Über 700 Pumpversuche und
mehr als 3000 Grundwasser-
standsmessungen wurden durch-
geführt und ausgewertet, um 
die Fließgeschwindigkeit und
Fließrichtung des Grundwassers
zu ermitteln und die Durchläs-
sigkeit der Gesteinsschichten zu
berechnen. !
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Wir sind die Spezialisten!

ROTAMAT® Schneckenpressen -
wirtschaftlich Schlamm behandeln

Ist Ihre landwirtschaftliche Entsorgung in Frage gestellt?

Schneckenpressen sind eine wirtschaftliche Alternative
zum Entwässern von Klärschlamm. Sie arbeiten
vollautomatisch, geräuscharm und energiesparend.

www.huber.de
info@huber.de

Internationales Symposium der Hans Huber AG:

„Water supply and
sanitation for all“

Aufgrund hoher Notwendigkeit hat United Nations die Water
Decade ausgerufen. Es geht darum, die Welt mit sauberem Was-
ser und mit ordentlicherAbwasserentsorgung zu versorgen. Mit
dieser Thematik befasste sich die Berchinger Wassertechnik-Fir-
ma Hans Huber AG beim internationalen Symposium „Water
supply and sanitation for all“. Namhafte Referenten aus aller
Welt waren hierzu in die Europahalle gekommen.

Insgesamt wurde in sechs
„Sessions“ über verschiedenste
Ansichten zum Thema Wasser
informiert. Die Sprecher stamm-
ten aus den Bereichen Politik,
Wirtschaft, Wissenschaft, Raum-
fahrt, Musik und vor allem der
Technik. Zudem gab es ausrei-
chend Gelegenheit zu Diskussi-
on und Gedankenaustausch. Aus
biblischer und theologischer
Sicht beleuchtete der Eichstätter
Bischof Gregor Maria Hanke
das Tagungsthema.

Wasserzentrum der Welt

Vor über 400 Gästen unter-
strich Gastgeber Hans Huber 
die Wichtigkeit neuer Ideen,
Vorschläge und Lösungen. Aber
auch persönlich bedeute ihm die
Zusammenkunft viel. Huber be-
zeichnete das Symposium als
„ein Highlight meiner Karriere“.
Sein Unternehmen wolle auch
weiterhin innovativ bleiben. 

Tom Vereijken, Präsident der
European Water Partnership, lob-
te das Engagement des Firmen-
chefs: „Wir brauchen Enthusia-
sten!“ Berching sei für zwei Tage
Wasserzentrum der Welt. Oh-
nehin müssten mehr Menschen
„zum Wasser gebracht“ werden.
Selbst in Europa führe Wasser-
mangel bereits zu wirtschaftli-
chen Problemen, beispielsweise
in Spanien. Vereijken forderte ei-
ne Verknüpfung von Wirtschaft
und Ökologie, um eine gemeinsa-
me Lösung zu finden. 

Vorbild für Partnerländer

Umweltstaatssekretär Otmar
Bernhard betonte seinerseits die
direkte Verbindung der Wasser-
versorgung mit dem Klimawan-
del. Die Temperaturerhöhung in
Süddeutschland führe zu erhöh-
tem Niederschlag und Jahrhun-
dertfluten. Dadurch werde der
Wasserkreislauf erheblich verän-
dert. Die bayerische Regierung
setze deshalb auf neue Technolo-
gien in der Abwasseraufbereitung
und der Trinkwassergewinnung. 

Bayerns nachhaltige und de-
zentral angelegte Wasserversor-
gung sei Vorbild für viele Partner-
länder in Mittel- und Osteuropa,
Mittelasien und Südamerika und
das Know-how der bayerischen
Wasser-Experten im Ausland ge-
fragt, fuhr Bernhard fort und er-
gänzte: „Eine gesicherte Wasser-
ver- und Abwasserentsorgung ist
der Schlüssel für gesellschaftliche
Entwicklung, Gesundheit, Wirt-
schaft und Kultur.“ 

Mit der 1999 eingerichteten
Projektgruppe Technologie Trans-
fer Wasser (TTW) am Wasser-
wirtschaftsamt Hof helfe Bayern
mit, Partnerländer wie Ungarn,
Tschechien, Polen und Rumäni-
en, aber auch Usbekistan oder
Brasilien einen hohen Wasser-
versorgungsstandard zu ermögli-
chen. Bernhard: „Der Technolo-

gie-Transfer hilft beiden. Die
Partnerländer erhalten entspre-
chend ihrer Bedürfnisse Hilfen
im Bereich der Wasserinfrastruk-
tur, und bayerische kleine und
mittelständische Unternehmen
Aufträge im milliardenschweren
Geschäft des Weltwassermark-
tes.“ 

Die TTW organisiert Fortbil-
dungen und vermittelt Hilfen
zum Aufbau nationaler Wasser-
infrastruktur. Als Berater wer-
den dazu in erster Linie mittel-
ständische bayerische Ingeni-
eurbüros und Planer vermittelt,
die den Partnerländern Vor-
schläge für den Aufbau bei-
spielsweise zur Wasserversor-
gung machen. Das bayerische
Umweltministerium vermittelt
als „Türöffner“ Kontakte zu den
Regierungsstellen im Ausland
und empfiehlt bayerische Bera-
ter sowie Unternehmen als Was-
serexperten. Damit wird für die
Mittelständler der Weg frei, ins
Auslandsgeschäft zu kommen.
Die Partnerländer können mit
konkreten Planungen Kredite
international tätiger Entwick-
lungsbanken wie der Weltbank,
der Europäischen Entwick-
lungsbank oder der Kreditan-
stalt für Wiederaufbau beantra-
gen. Somit ist für alle eine Win-
Win-Situation geschaffen. DK

Gaben den Startschuss zur Entstehung des neuen Lechmu-
seums Bayern - von links: Paul Waning (LEW-Vorstandsmit-
glied), Dr. Gerd von Laffert (Ministerialrat im Bayerischen
Wirtschaftsministerium), Karl-Heinz Jahn (Bürgermeister
von Langweid), Ulrich Kühnl (LEW-Vorstandsmitglied) sowie
Dr. Olaf Heil (Geschäftsführer Bayerische Elektrizitätswerke
GmbH BEW). !

LEW plant Lechmuseum
in Langweid

Die Lechwerke (LEW) werden im kommenden Jahr das
„Lechmuseum Bayern“ einrichten. Standort ist das Wasser-
kraftwerk Langweid, in dem bisher bereits ein Wasserkraft-
Infozentrum untergebracht war. Dr. Olaf Heil, Geschäftsfüh-
rer der zuständigen LEW-Tochtergesellschaft Bayerische Elek-
trizitätswerke GmbH (BEW), stellte das Konzept für das
„Lechmuseum Bayern“ am Freitagnachmittag während der
Festveranstaltung „100 Jahre Wasserkraftwerk Langweid“
erstmals öffentlich vor.

Geplant ist ein modernes, inter-
aktives Museum und Kommuni-
kationszentrum, das über das
Konzept eines reinen Werksmu-
seums hinausgeht. Gemeinsam
mit Partnern aus Politik, Kultur
und Tourismus soll die neue 
Einrichtung auch überregional in 
der Museumslandschaft veran-
kert und zu einem Anziehungs-
punkt vor den Toren Augsburgs
werden. Besonderes Augenmerk
wird dabei auf eine professionelle
museumspädagogische Aufberei-
tung gelegt.

Themenschwerpunkte

Das „Lechmuseum Bayern“
soll sich an alle Besucher richten,
die sich sowohl für Kraftwerks-
technik als auch für die Entwick-
lung des Lechs im Kontext von
Umwelt, Kultur und industrieller
Nutzung interessieren.
Die Themenschwerpunkte im
Überblick:
" Unternehmen Lechwerke: Ge-
schichte, Aufgabe, regionale Ver-

sorgung, Einbindung ins globale
Netzwerk
" Strom aus Wasserkraft: Funk-
tionsweise Wasserkraftwerk, Stär-
ken der Wasserkraft, Klimaschutz 
" Strom allgemein: Grundlagen
der Elektrizität, physikalische
Grundlagen, Verbrauch
" Lech als Naturraum: Geologie
und Geographie, Arten- und Kli-
maschutz, Flora und Fauna
" Lech allgemein: Histori-
sches, der Fluss als Sprach-,
Kultur- und Landesgrenze, als
Wirtschaftsfaktor und als Was-
serstraße.

Historischer Ort

Das „Lechmuseum Bayern“
entsteht an einem historischen
Ort: Vor genau 100 Jahren, Ende
1907, erzeugte das Wasserkraft-
werk Langweid erstmals Strom.
Mitte 2008 soll das neue Museum
eröffnet werden. Einen Vorge-
schmack darauf bietet der heute
präsentierte Lehrpfad auf dem
Gelände des Kraftwerks. !

Mehr Schutz für
Eschenlohe

An Loisach-Gesamtkonzept wird gearbeitet

Eschenlohe ist jetzt vor einem hundertjährlichen Hoch-
wasser geschützt. Die neuen Hochwasserschutz-Bauwerke
wurden von Werner Schnappauf, zu diesem Zeitpunkt
noch bayerischer Umweltminister, offiziell ihrer Bestim-
mung übergeben.

Eschenlohe stand 1999 und 2005 unter Wasser. Die Ge-
meinde hatte sich mehr als 30 Jahre nicht auf eine Hochwas-
serplanung einigen können. Schnappauf: „Was lange währt,
wird endlich gut. Jetzt ist ein maßgeschneiderter Hochwasser-
schutz nach nur 16 Monaten Bauzeit in die Tat umgesetzt.“ Zu
bedauern ist, dass die komplette Fertigstellung sich wegen
Klagen einzelner Anwohner noch verzögert. Im Ernstfall
muss deshalb die Lücke noch provisorisch mit Sandsäcken
geschlossen werden.

Höchstfördersatz vom Freistaat

Mit den neuen Schutzbauten können in der Loisach über 360
Kubikmeter Wasser pro Sekunde sicher durch den Ort ge-
schleust werden, ohne dass Hab und Gut der Bürger gefährdet
werden. Das bisher größte Abflusshindernis, die Ortsbrücke,
wurde neu gebaut und steht den Wassermassen nicht mehr im
Weg. 1.000 Meter Uferschutzmauer, Ufersicherung aus 40.000
Tonnen Wasserbausteinen und vier Kilometer Deicherhöhung
aus 40.000 Kubikmeter Erd- und Kiesmaterial sichern die Be-
bauung vor der Loisach, die mitten durch Eschenlohe fließt.
Die Gesamtkosten des Hochwasserschutzes mit Brücke belau-
fen sich auf etwa 6 Millionen Euro. Der Freistaat ist der Ge-
meinde mit außergewöhnlicher Unterstützung entgegenge-
kommen. Für die Brücke erhält Eschenlohe den Höchstförder-
satz von 85 Prozent. Zudem stundet der Freistaat der Gemein-
de ihren Anteil an den Kosten der Hochwasserschutzmaßnah-
men auf fünf Jahre. Die Maßnahme ist EU-kofinanziert.

Mit Hochdruck arbeiten die Beteiligten auch am Gesamt-
Schutzkonzept Loisach: Auch für Oberau und Ohlstadt laufen
schon Verfahren. Die Planung für die in Eschenlohe in die Loi-
sach einmündenden Wildbäche Eschenlaine und Urlaine ist be-
reits in Arbeit. Wildbachverbauung ist ein Schwerpunkt im
Hochwasserschutz-Aktionsprogramm 2020, weil bei Starkre-
genereignissen die idyllischen Gebirgsbäche in kürzester Zeit
zu reißenden Strömen werden können. Anders als bei großen
Flüssen gibt es kaum Vorwarnzeit. Allein seit 2001 wurden in
die Wildbachsicherung hundert Millionen Euro investiert. !

Zweite Internationale Donaumessfahrt:

Die Donau mit
Argusaugen betrachtet

Ein Auge auf die Donau haben - „Watch your Danube“ - war
das Motto der zweiten internationalen Donaumessfahrt, die
Mitte August in Regensburg startete. Bis Ende September fuh-
ren das Laborschiff Argus und zwei weitere Schiffe die Donau
bis zum Donaudelta in Rumänien hinunter. 

Neben chemischen und biolo-
gischen Untersuchungen stand
diesmal auch die Gewässer-
struktur im Blickpunkt der For-
scher: „Für die Lebewesen ist
zum einen natürlich die Sau-
berkeit des Wassers wichtig.
Darüber hinaus jedoch“, betont
LfU-Experte Wolfgang Krai-
er, „brauchen sie auch be-
stimmte Strukturen in ihrem Le-
bensraum, um Nahrung oder
Laichplätze zu finden und Jung-
tiere aufzuziehen.“ 

Daher richtete er sein Augen-
merk vor allem auf die Uferzo-
nen, auf Auen, Altarme, Querbau-
werke, Befestigungen und auf die
Gestaltung des Flussbettes. „Je
naturnäher ein Fluss ist, desto
mehr Lebensmöglichkeiten für
Pflanzen und Tiere bietet er - aber
auch mehr Erlebnismöglichkeiten
für den Menschen“, erläutert
Kraier sein Anliegen.

Die erste Donaumessfahrt
2001 dokumentierte den Reich-
tum an biologischer Vielfalt und
das Auftreten vieler seltener Ar-

ten, zeigte aber auch Gefähr-
dungspotenziale: organische und
mikrobiologische Verschmut-
zungen, Belastung mit Schwer-
metallen, Ölen, Pestiziden oder
Chemikalien in einigen Donau-
abschnitten und vor allem in
vielen Nebenflüssen.

95 Messpunkte

Die zweite Messfahrt sollte nun
die Entwicklung der letzten Jahre
begutachten. Ein internationales
Projekt für einen internationalen
Fluss: Alle Anrainerstaaten von
Deutschland bis zur Ukraine hat-
ten sich für dieses Projekt zusam-
mengetan - über die Grenzen der
EU hinaus. 95 Messpunkte ent-
lang des Flusses wurden unter-
sucht, elf große Nebenflüsse wur-
den miteinbezogen. 

Im bayerischen Donauab-
schnitt werden zusätzliche Ex-
perten des LfU und der Wasser-
wirtschaftsämter Vergleichsun-
tersuchungen durchführen. Ins-
besondere werden die LfU-La-

bore bakteriologisch-hygieni-
sche Belastung sowie die Ver-
schmutzung durch spezielle In-
dustrie-Chemikalien analysie-
ren. Biologen der Wasserwirt-
schaftsverwaltung werden land-
seitig die Besiedlung von Ge-
wässesohle und Ufer kartieren.
Die Untersuchungen entspre-
chen den Vorgaben der europäi-
schen Wasserrahmenrichtlinie,
die neben dem guten biologi-
schen und chemischen Zustand
auch eine gute Gewässerstruk-
tur fordert. !
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Landrat Thomas Karmasin (links) mit Prof. Dr. Dr. h.c. Paul
Kirchhof.. !

Eberhard Siller zum 60. Geburtstag:

Wertvolle Arbeit
für die Region

Am 7. November feiert Hofs zweiter Bürgermeister und Be-
zirkstagsvizepräsident des Bezirks Oberfranken, Eberhard
Siller, seinen 60. Geburtstag. Der mit zahlreichen Auszeich-
nungen bedachte Oberstaatsanwalt und stellvertretende Leiter
der Staatsanwaltschaft Hof leistet auf vielen Ebenen fruchtba-
re Arbeit für die Region.

Der geborene Coburger trat
1971 in die CSU ein. Sieben
Jahre später wurde er in den
Hofer Stadtrat gewählt. Schon
bald, 1986, gehörte er dem Vor-
stand der CSU-Stadtratsfraktion
an. Von 1990 bis 1996 war Sil-
ler Fraktionsvorsitzender. Seit
1996 bekleidet er das Amt des
ehrenamtlichen zweiten Bürger-
meisters und ist hierbei für So-
ziales, Jugend und Schule zu-
ständig. Bis heute gelingt ihm
der tägliche Spagat zwischen
Beruf und Politik und der admi-
nistrative Seiltanz zwischen so-
zialer Leistung und Sparsamkeit
in hervorragender Weise. Auch
in Konsolidierungszeiten konn-
te der Jubilar Einrichtungen und
Programme erhalten und sich
neuen Aufgaben stellen. 

Stärkung des Netzwerks

Über Jahre hinweg war es das
erklärte Ziel Sillers, „das Netz-
werk der ambulanten Hilfen zu
stärken“ und damit die Kosten
für Unterbringungen in Heimen
zu minimieren. Das Jugendamt
sollte sich dabei als ein Dienst-
leister verstehen, der zusammen
mit Anbietern sozialer und er-
zieherischer Hilfen die entspre-
chende Vorsorge trifft. Gemein-
sam mit den freien Trägern 
wie Diakonisches Werk, Cari-
tas, Arbeiterwohlfahrt, Kinder-
schutzbund, Kirchengemeinden
oder die EIBA wurde dieses so-
ziale Netz eng geknüpft. Aber
auch die Schulsozialarbeit an
der Sophien- und der Christian-
Wolfrum-Schule, der Kinder-
treff im Bahnhofsviertel sowie
die Mobile Kinder- und Spiel-
platzbetreuung sind in diesem
Zusammenhang zu erwähnen.

Wiederholtes
„Kinderparlament“

Auf Sillers Initiative hin wur-
de ein „Kinderparlament“ durch-
geführt, in dem Schüler Wün-
sche, Kritik und Anregungen
vortragen konnten. Die Veran-
staltung war so erfolgreich, dass
sie im Jahr 2000 wiederholt

wurde. Wie der damalige Ober-
bürgermeister Döhla anlässlich
der Verleihung der Goldenen
Bürgermedaille an Eberhard Sil-
ler am 30. November 2005 beton-
te, „suchen Sie den Kontakt und
wer Ihr Amtszimmer betritt, sieht
auch die Nähe zur Jugendarbeit,
die die vielen Erinnerungsbilder
an der Wand dokumentieren“.
Ohnehin sei der Geehrte der „dar-
stellenden Kunst“ auch durch sein
Hobby, der Malerei, verbunden.

Überzeugend
und beharrlich

Eberhard Siller hat sich den
sozialen Veränderungen nicht
nur als Stadtrat, sondern vor al-

Eberhard Siller. !

lem auch als der für diese Fra-
gen zuständige Bürgermeister
immer gestellt. Er hält sich
nicht lange mit der bloßen Be-
schreibung von Problemen auf.
Für die von ihm aufgezeigten
gangbaren Wege und Lösungen
tritt er mit Überzeugungskraft
und großer Beharrlichkeit ein,
um die notwendigen Mehrhei-
ten zu erlangen.

„Der Bezirk ist wichtig!“

Seit 1998 ist der Jubilar Mit-
glied im Bezirkstag von Ober-
franken und leistet dort im Be-
zirksausschuss und im Fachbei-
rat für Soziales wertvolle Arbeit.
Im Oktober 2003 - somit bereits

in der zweiten Amtsperiode -
wurde er zum Bezirkstagsvize-
präsidenten gewählt. Das State-
ment „Der Bezirk ist wichtig!“
ist für ihn Programm. Schließ-
lich zählen das Theater, die Ho-
fer Symphoniker und die Hofer
Filmtage zu den Zahlungsemp-
fängern. 

Diverse Ehrenämter

Nicht zuletzt engagiert sich
der vitale „60er“ seit 1996 in
der Vollversammlung und im
Sozialausschuss des Bayeri-
schen Städtetags sowie seit
2002 im Schulausschuss des
Deutschen Städtetags. Daneben
ist er noch in verschiedenen Eh-
renämtern aktiv, wie etwa als
Verbandsrat im Zweckverband
„Oberfränkisches Bauernhof-
museum Kleinlosnitz“, als Mit-
glied im Verwaltungsrat des

Bayerischen Versorgungsver-
bandes sowie als Mitglied im
Kuratorium der Fachhoch-
schule für öffentliche Verwal-
tung und Rechtspflege. Darü-
ber hinaus engagiert sich der
dreifache Familienvater u. a.
als Beirat der Lebenshilfe und
als Förderbeiratsmitglied der
Fördergesellschaft Treffpunkt
Familie Hof.

Zahlreiche
Auszeichnungen

Aufgrund seines verdienstvol-
len Wirkens wurde Siller 2004
mit dem Bundesverdienstkreuz
am Bande geehrt; 1999 erhielt er
die Kommunale Verdienstme-
daille in Bronze. Bereits 1996
wurde ihm die Dankurkunde für
sein langjähriges Wirken in der
kommunalen Selbstverwaltung
verliehen. DK

Wirtschaftsempfang des Fürstenfeldbrucker Landrats:

Intensivierte Kommunikation
Rund 250 Gäste waren zum Wirtschaftsempfang des Fürsten-
feldbrucker Landrats Thomas Karmasin gekommen. Der Wirt-
schaftsempfang verfolgt das Ziel, die Kommunikation zwischen
Unternehmern des Landkreises, der Politik und der Verwaltung
zu ermöglichen und zu intensivieren. Karmasin nutzte den
Empfang, um den scheidenden Robert Burkard, der über 15
Jahre, die Geschäftsstelle derAgentur fürArbeit in Fürstenfeld-
bruck geleitet hat, zu ehren.

Karmasin würdigte Burkards
überdurchschnittliches Engage-
ment insbesondere für jugendli-
che Auszubildende. Seinem Ein-
satz ist es zu verdanken, dass eine
Stelle für Ausbildungsplatzakqui-
se im Landkreis geschaffen wur-
de. 2002 war es Burkard gemein-
sam mit der Wirtschaftsförderung
des Landkreises in einer beispiel-
losen Aktion gelungen, dem
Fachkräftemangel im Landkreis
entgegenzuwirken. Seine Akti-
vitäten zum Abbau des Pflege-
kräftemangels fanden bundeswei-
te Beachtung.

Die Hydra als Wohltäter

Eine mitreißende Ansprache
hielt Prof. Dr. Dr. h.c. Kirchhof..
Der 12 Jahre lang als Bundesver-
fassungsrichter tätige, heutige Di-
rektor des Instituts für Finanz- und
Steuerrecht an der Rupprechts-
Karls Universität Heidelberg,
kennt die Ungerechtigkeit des
Steuerwesens wie kein anderer.
Kirchhof steht nicht nur für die
Vereinfachung des Steuerrechtes,
sondern auch für die des Staats-
wesens. Er vergleicht z. B. in sei-
nem Buch „Das Gesetz der Hy-
dra“ das deutsche Staatswesen mit
einer Hydra, einem vielköpfigen
Ungeheuer, das das Land fest im
Griff hält. Doch tritt die Hydra
nicht mehr als Ungeheuer, son-
dern als Wohltäter auf, der mit je-
dem seiner Köpfe Subventionen,
Steuervergünstigungen und Privi-
legien verspricht.

Ruf nach Deregulierung

So habe Deutschland ein auf-
geblähtes Steuerrecht zum Wohl
des Berufsstands der Steuerbera-
ter, eine Gesamtverschuldung,
deren Höhe schwindlig macht,
und eine Politik, die zwischen
Verbandsinteressen laviert und
nichts zu Wege bringt. Kirchhof
fordert Deregulierung. Fordert
ein Staat für die Unternehmen
ein striktes Steuer-, Umwelt-,
und Verbraucherschutzrecht,
bieten 10 andere Bevorzugungen
an. Solche Tatsachen behindern
die unternehmerische Freiheit.
Wenngleich Kirchhof unseren
Staat kritisiert, zeigt er gleich-
wohl Wege und Konzepte auf,
die uns aus dieser Misere führen.

Familien stärken

Da Kinder die Zukunft sichern,
plädiert Kirchhof für die Stärkung
der Familien in Politik und Gesell-
schaft. Ein Vorschlag ist, dass Fa-
milien pro Kind eine Stimme
mehr erhalten. Die Eltern müssten
dann nach bestem Wissen und Ge-
wissen für ihre unmündigen Kin-
der entscheiden. „Wir müssen die
Kultur des Maßes wiederent-
decken: Die Menschen helfen
sich selbst, der Politiker dient dem

Bürger, der Verband kämpft für
das Gemeinwohl, Wirtschaft för-
dert Wohlstand für alle“, so
Kirchhof wörtlich. !

Nürnberg-Fürth-Erlangen:

„Lange Nacht der
Wissenschaften“

In die dritte Runde ging am vergangenen Wochenende die
„Lange Nacht der Wissenschaften“ in den Großstädten Nürn-
berg-Fürth-Erlangen. Die fünf regionalen Hochschulen, 
außeruniversitäre Institute wie Fraunhofer und zahlreiche in-
novative Unternehmen repräsentierten mit ihren über 550 Pro-
grammpunkten allerhand an Wissen und Können. Dieses wur-
de verstärkt durch die Sponsoren der „Langen Nacht der Wis-
senschaften“. 

Dazu zählten unter anderem
die Sparkassen aus Nürnberg,
Fürth und Erlangen als führen-
de Finanzdienstleister, die sich
mit ihrem Engagement für die
Wissenschaft in der Region
stark machen. Neue Unterstüt-
zung kam auch von Seiten der
BayernLB, die seit 1992 einen
Wissenschaftspreis verleiht,
der Spitzenleistungen von Jun-
gakademikern in Bayern prä-
miert.

Führungen, Vorträge, Ausstel-
lungen, Diskussionen, Rundgän-
ge, Experimente und Praxisbei-
spiele wurden am 20. Oktober in
der Zeit zwischen 18 und 1 Uhr
angeboten, um den Besucher die
Faszination von Forschung und
Lehre erleben zu lassen. Über
20.000 Besucher hatten bereits
vor zwei Jahren gezeigt, dass sie
wissbegierig sind und in den
Dialog mit Wissenschaftlern tre-
ten wollen. Somit waren alle
Voraussetzungen vorhanden, auch
die dritte „Lange Nacht der Wis-
senschaften“ meisterhaft werden
zu lassen.

Programm für
Nachwuchswissenschaftler

Auch heuer gab es wieder ein
abwechslungsreiches Kinder-
programm, so dass auch die
Nachwuchswissenschaftler voll
auf ihre Kosten kamen. Bei
spannenden Experimenten und
Gruppenaktivitäten wurde ihre
Neugierde geweckt und durch
Learning by doing ging jedes
Kind mit neuen Erkenntnissen
nach Hause. 

Mit rund 250 Angeboten be-
teiligte sich die Universität Er-
langen-Nürnberg. In Erlangen,
Nürnberg und Fürth bot sie dem
neugierigen Publikum Wissen-
schaft zum Ausprobieren. High-
lights waren die Chemie-Zau-
bervorlesung und die Simulati-
on eines römischen Strafprozes-
ses. Mit Hilfe modernster Tech-
nik konnten die Besucher einen
Blick in das Innerste des Men-
schen werfen oder beobachten,
wie ein medizinischer Rettungs-
einsatz vom Unfallort bis zur
Notaufnahme abläuft. Bei der
offiziellen Eröffnung in Erlan-
gen begrüßten der Rektor der
Universität, Prof. Dr. Karl-Die-
ter Grüske, und Oberbürgermei-
ster Dr. Siegfried Balleis die
Besucher und zahlreiche promi-
nente Gäste aus Politik und
Wirtschaft. 

Die Georg-Simon-Ohm-Hoch-
schule Nürnberg war auch in
diesem Jahr wieder das Zen-
trum der „Langen Nacht der
Wissenschaften“ in der Noris-
stadt. Das spannende Programm
reichte von spektakulären Expe-
rimenten zum Blitz- und Über-
spannungsschutz bis hin zur La-
te-Night-Show am Mikroskop.
Neben dem Präsidenten der
Hochschule, Prof. Dr. Michael
Braun, waren der Oberbürger-
meister der Stadt Nürnberg, Dr.
Ulrich Maly, und viele weitere
prominente Gäste als Lange-
Nachtschwärmer aktiv.

In der erst vor kurzer Zeit 
mit der Bezeichnung „Wissen-
schaftsstadt“ geadelten Stadt
Fürth ließen die dort ansässigen
Forscher des Zentralinstituts für
Neue Materialien und Prozess-
technik (ZMP), des Fraunhofer
Instituts für Integrierte Schal-
tungen und der Neuen Materia-
lien Fürth GmbH die zahlrei-
chen Besucher an ihrem Wissen
und ihrer Arbeit teilhaben. Die
offizielle Begrüßung übernahm
Oberbürgermeister Dr. Thomas
Jung.

Faszinierende Forschung

Wie Wissenschaftsminister
Dr. Thomas Goppel in seinem
Grußwort betont hatte, „wollen
wir mit dieser Veranstaltung den
Dialog zwischen Wissenschaft
und Öffentlichkeit intensivie-
ren“. Sie biete die Möglichkeit,
ganz nah mitzuerleben, wie
lehrreich, unterhaltsam und fas-
zinierend Forschung sein kann.
Die „Lange Nacht der Wissen-
schaften“ sei damit auch eine
sehr gute Gelegenheit für die
beteiligten Hochschulen und
Forschungseinrichtungen, in der
Öffentlichkeit für ihre Leistun-
gen zu werben. 

Im Jahr der Geisteswissen-
schaften erwarte die Besucher
dabei eine breite Palette von
Angeboten aus eben diesen Dis-
ziplinen: etwa eine literarische
Reise durch die „romanische
Welt“, eine Hörreise durch die
mittelfränkische Sprachland-
schaft oder eine Zeitreise in das
antike Rom. Highlights aus den
Natur- und Technikwissen-
schaften seien beispielsweise
ein Ausblick in die Zukunft
bildsensorischer Entwicklungen
für das digitale Kino und Fern-
sehen oder ein Probeflug im
Flugsimulator. DK

Zwei Landräte im
Wissenstest

Die beiden niederbayerischen Landräte Heinrich Trapp
(Dingolfing-Landau) und Heinz Wölfl (Regen) haben in
der ARD-Show „Das Quiz“ mit Jörg Pilawa gemeinsam
30.000 Euro erspielt. 

Die beiden Kommunalpolitiker, die einen Teil des Gewinns
spenden wollen, scheiterten schließlich an der 50.000-Euro-
Frage nach der sog. Maillard-Reaktion (Abläufe während des
Bräunens von gebackenem Brot oder gebratenem Fleisch).
Heinrich Trapp war bereits in den 70er Jahren als 25-jähriger
Lehramtsstudent sechs Mal hintereinander Champion der
ZDF-Sendung „Der Große Preis“ mit Wim Thoelke. 

„Rot“ und „schwarz“

Die Idee, sich zu bewerben, hatte Heinz Wölfl. Die beiden
Landräte waren im Mai zu einem Casting und einem Allge-
meinwissenstest nach Hamburg eingeladen worden. „Man
muss entweder ein sehr gutes Allgemeinwissen haben oder
sonst irgendeine Eigenschaft, die gut ankommt“, betonte
Trapp. Ein roter und ein schwarzer Landrat aus Niederbayern -
allein diese Kombination dürfte den Programmverantwortli-
chen gefallen haben. Das Casting und den Allgemeinwissens-
test hatten er und sein Landratskollege von der CSU mit Bra-
vour bestanden, sich gegen 99 andere Teams durchgesetzt.

Die Landratskollegen hatten Wölfl und Trapp viel Glück ge-
wünscht. Mit Heinz Wölfl verbindet Trapp ein langjähriger, gut-
er Kontakt. Man unterstütze sich gegenseitig, überhaupt herr-
sche unter den niederbayerischen Landräten ein äußerst kolle-
giales Verhältnis, so der Landkreischef aus Griesbach. DK
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„Ob Kanzlerin oder Bio-
freak, ob Unternehmer oder
Weltverbesserer - der Klima-
wandel hat alle gepackt.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
sah in die Runde seines Wahl-
kampfteams und erwartet jetzt
Vorschläge, wie man diesen
Mega-Trend in seinen Wahl-
kampf einbauen könnte.

Ich weiß ja, dass dieses
Thema spätestens seit dem
Friedens-Nobelpreis für Al
Gore und den Weltklimarat mit dem Dogma der
Unfehlbarkeit versehen ist. Also sind zwei
Wahrheiten unantastbar: Erstens, es wird im-
mer wärmer. Zweitens, das ist schlecht. Wobei
spätestens bei letzterem meine intellektuelle
Unzulänglichkeit anfängt. Denn wenn ich in
Geschichte richtig aufgepasst habe, wurde die
Insel Grönland um die vorletzte Jahrtausend-
wende von den Wikingern deshalb „grünes
Land“ getauft, weil es dort saftige Vegetation

und gutes Ackerland gab. Und durch das
Zurückweichen der Alpengletscher werden im-
mer mehr steinzeitliche Funde gemacht (Ötzi
lässt grüßen), die für Jahrhunderte unter meter-
dickem Eis begraben waren - und die uns ver-
raten, dass unsere Urväter ebenso wenige Glet-
scher in ihrer Umgebung hatten, wie es unsere
Kinder haben werden.

Es gibt Forscher - sicher nicht weniger seriös
als die globalen Klimaapostel - die aus der Ge-
schichte zu belegen versuchen, dass zumindest
in Europa die Phasen relativer Wärme gute Zei-
ten waren und Kälteperioden schlechte. Aber
eines ist sicher: Wenn sich unser Klima verän-
dert, hat das einschneidende Folgen. So wird
behauptet, in Bayern wäre das ursprünglich vor
allem in Norddeutschland verbreitete Bier erst
populär geworden, nachdem es um Donau und
Inn zu kalt für den von den Römern eingeführ-
ten Weinanbau wurde.

Aber Scherz beiseite, bevor meine politisch
unkorrekten Gedanken den Bürgermeister noch
in Schwierigkeiten bringen. Außerdem ist es
wahrscheinlich schon was anderes, ob sich Kli-
maveränderungen durch natürliche Ursachen

ergeben, oder vom Menschen
hausgemacht sind. Ich weigere
mich halt einfach, in das allge-
meine Panikgeheul einzustim-
men.

Der derzeitigen Debatte
würde es nicht schaden, wenn
man sich auf eine der Kardi-
naltugenden besinnen würde:
der Mäßigung. Maß, Mitte und
Zurückhaltung wäre in allen
Richtungen angebracht. Ge-
nauso, wie wir alle miteinan-

der ein wenig Mäßigung in unserem Ressour-
cenverbrauch an den Tag legen sollten, wäre es
nicht kontraproduktiv, wenn manche beim Ent-
wurf apokalyptischer Szenarien Maß halten
würden.

Aber wie vernünftig auf den Klimawandel als
Kommune reagieren, ohne es lediglich bei Lip-
penbekenntnissen in unterschiedlichen Hysterie-
Graden zu belassen? Dumm nur, dass das effek-
tivste, was eine Stadt machen kann, am wenig-
sten spektakulär ist: Die energetische Gebäude-
dämmung. Denn das A und O ist doch, dass die
Menschheit sich bei der Nutzung fossiler Brenn-
stoffe endlich mäßigt. Und Energie, die man
nicht braucht, muss nicht erzeugt werden. 

Wenn man Dämmputz an ein Schulhaus an-
bringen lässt oder Fugenverdichtungen vor-
nimmt, kommt kein Staatssekretär, um die „er-
ste Kelle“ zu schwingen und kein Stadtrat kann
sich fürs Lokalblatt in Pose stellen. Da machen
andere Sachen wie die Anschaffung eines Erd-
gasbusses, eines Hybridjeeps für den Bauhof
oder die Einweihung einer längst beschlosse-
nen Solar- oder Biogasanlage mehr her.

Mein Chef, der Bürgermeister, wird natürlich
im Wahlkampf auch mit solchen Leuchttürmen
des Klimaschutzes aufwarten. Aber er achtet
ebenso auf Nachhaltigkeit. Deshalb wird er die
Klimaschutzfahne auf ein Vorhaben setzen, das
ihm schon lange am Herzen liegt: Ein nachhal-
tiges Energiesparprogramm für die Stadtver-
waltung. Der Dichter Matthias Claudius gibt
dafür auf dem heutigen Kalenderblatt mit ei-
nem Gedanken zur Mäßigung das Motto vor:
„Was mit Wenigem getan werden kann, muss
nicht mit Vielem getan werden.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Mega-Trend
Klimawandel

Bürgermeister-Kandidat 
für Markt Welden

Die Bürgergemeinschaft Welden-Reutern (BGM) sucht eine qua-
lifizierte, einsatzfreudige und verantwortungsbewusste Persön-
lichkeit, die sich im Rahmen der Kommunalwahlen im März 2008
für das Amt des Bürgermeisters (hauptamtlich) mit Unterstützung
der BGM bewirbt. 

Der/die Bewerber/in muss nach dem Kommunalwahlrecht wähl-
bar sein. Er/Sie sollte bereits Erfahrung im Verwaltungsdienst, als
Gemeinderat oder vergleichbar haben. 
Das Kleinzentrum Welden ist mit ca. 3.600 Einwohnern Sitz einer
Verwaltungsgemeinschaft im Naturpark Augsburg. 

Für Bewerbungen oder Rückfragen wenden Sie sich bitte an
die BGM, Hr. Dr. Anton Kiening, Wiesenweg 7, 86465 Welden.
Tel. 08293-6860, E-Mail: bgm@holzwinkel.de

Spezialisten für die letzte Ruhe
Friedhofsgenossenschaften in Augsburg und Nürnberg bieten 

einen dauerhaften Grabpflege-Service an
Der November ist der letzte Monat des Kirchenjahrs vor Be-
ginn der Adventszeit: eine Zeit der Besinnung und des Geden-
kens. Viele Menschen besuchen an Allerheiligen und am To-
tensonntag die Gräber ihrer verstorbenen Angehörigen. Für
einige ist der Weg zum Friedhof jedoch weit: Immer seltener
wohnen mehrere Generationen in der gleichen Region, und es
gibt immer mehr Menschen, die nicht wissen, wie sie die Grä-
ber ihrer Angehörigen regelmäßig pflegen sollen. Zwei Genos-
senschaften in Augsburg und Nürnberg schaffen Abhilfe: Sie
bieten dauerhafte Grabpflegedienste an.

30 Steinmetze haben sich
1996 in Augsburg in der Grab-
pflege- und Vorsorgegenossen-
schaft schwäbischer Steinmetz-
betriebe eG zusammengeschlos-
sen, weil sie langfristige Grab-
pflegedienste anbieten wollten.
„Jeder allein konnte das nicht,
sagt Steinmetz Johannes Wag-
ner, Vorstand der Genossen-
schaft. „Mit der Genossenschaft
können wir heute Verträge ab-
schließen, die eine Laufzeit von

Grabsteins, kümmern sich um
Blumenschmuck oder um die
Grabauflösung am Ende der Ru-
hezeit.

Regelung zu Lebzeiten

Mit der Gründung der Genos-
senschaft wollten ihre Mitglieder
Menschen die Möglichkeit ge-
ben, zu Lebzeiten alles rund um
die Grabstätte zu regeln. Vor al-
lem ältere Ehepaare aber auch

reits 1975 gründeten sieben
Friedhofsgärtner den Grabpflege-
dienst der Friedhofsgärtner als
Genossenschaft, die seitdem Mit-
glied des Genossenschaftsver-
bands Bayern (GVB) ist. 1991
kam die Treuhandstelle dazu, die
die Vertragssummen verwaltet. 

Vor der Gründung musste je-
der Gärtner sein eigenes Perso-
nal, Material und Fahrzeug für
die Grabpflege haben. Heute
gießen und säubern 40 fest ange-
stellte Mitarbeiter der Genossen-
schaft die Gräber von März bis
Mitte November mehrmals in
der Woche. Die Bepflanzung, für
die eine besondere Ausbildung
notwendig ist, übernehmen die
Mitgliedsgärtnereien.

Dauerhafte Kontrolle

„Unsere Gärtner bringen
Gießgräber in die Genossen-
schaft ein“, sagt Geschäftsführer
und Vorstand Thomas Geilenkir-
chen. „Im Gegenzug machen un-
sere beiden Büros in Nürnberg
und Fürth die Verträge und ver-
mitteln den mittlerweile 34 Mit-
gliedsbetrieben die Bepflanzung.“
Die Genossenschaft kontrolliere
zudem die Arbeit der Treuhand-
stelle. Je nach Kundenwunsch
bepflanzten die Gärtner die
Grabstätten mehrmals jährlich
neu oder legten eine Dauerbe-
pflanzung an.

Die Nachfrage nach langfristi-
ger Grabpflege nimmt auch in
Nürnberg ständig zu: Auf circa
40 Friedhöfen versorgen die
Mitarbeiter aktuell rund 16.000
Gräber. Häufig nehmen Ver-
wandte die Leistungen der Ge-
nossenschaft in Anspruch, die
selbst nicht in der Region woh-
nen. „Letztens hat ein Mann aus
Köln seiner Großmutter einen
Grabpflegevertrag zum 80. Ge-
burtstag geschenkt“, erzählt Ge-
nossenschaftsmitglied Herbert
Geiger. Für ihn bedeutet die Mit-
gliedschaft vor allem sichere
Aufträge, mit denen er bereits zu
Beginn des Jahres rechnen kann.
„Andere Verträge wurden oft aus
Geldgründen schon vor der Grab-
auflösung gekündigt“, sagt er. 

Mehr Kollegialität

Walter Vogel, Protokollführer
bei der Gründung und Sohn ei-
nes Gründungsmitglieds, sieht in
der Genossenschaft noch weitere
Vorteile: „Die Kollegialität unter
den Gärtnern hat sich seit der
Gründung stark verbessert. Wir
setzen uns jetzt häufiger zusam-
men und werben für unseren
Service.“ Und was für ihn ist
ganz wichtig ist: „Wir Gärtner
können im Sommer dank des
Gießdienstes der Genossen-
schaft endlich ein paar Tage Ur-
laub machen.“ Stefanie Roesler

Ein Service fürAngehörige, die weit weg wohnen: Zwei Mitarbei-
ter der Nürnberger Friedhofsgenossenschaft pflegen ein Grab.!

Alleinstehende nutzen seither das
Angebot. Sie suchen sich ihren
Grabstein aus und bezahlen für
Stein und spätere Grabpflege.
„So können sie sicher sein, dass
ihre letzte Ruhestätte gepflegt
wird und Angehörige nicht um
das Geld für die Grabgestaltung
streiten“, sagt Wagner. 

Fast 200 Grabstätten

Mittlerweile betreuen die Ge-
nossenschaftsmitglieder fast 200
Grabstätten von Ulm bis Markt-
oberdorf. Das Gesamtvolumen
beträgt rund 500.000 Euro. Ent-
gegen der ursprünglichen Idee
schließen heute vor allem Ver-
wandte von kürzlich Verstorbe-
nen einen Vertrag ab, um deren
letzte Ruhestätte langfristig pfle-
gen zu lassen.

Einen ähnlichen Zweck ver-
folgt die Genossenschaft und
Treuhandstelle der Nürnberg-
Fürther Friedhofsgärtner eG. Be-

bis zu 25 Jahren haben, ohne
dass der Kunde befürchten muss,
dass der Vertrag aufgrund einer
Betriebsaufgabe oder Insolvenz
nicht erfüllt wird.“

Rundum-Service

Kunden vereinbaren mit dem
Steinmetz vor Ort, welche Lei-
stungen sie bei der Grabpflege
wünschen. Der Vertragspartner
ist jedoch die Genossenschaft.
Die Kunden zahlen bei Vertrags-
abschluss den Geldbetrag für die
gesamte Laufzeit ein. Die Ge-
nossenschaft legt das Geld dann
sicher an und verwaltet es
treuhänderisch. Wenn Mitglieds-
unternehmen an den Grabstätten
gearbeitet haben, begleicht die
Genossenschaft die Rechnungen
aus der Vertragssumme. Die
Steinmetze reinigen und reparie-
ren die Grabsteine, erneuern die
Inschrift, übernehmen die Haf-
tung für die Standsicherheit des

Familienatlas 2007 des Bundesfamilienministeriums:

Bamberg „engagierte Region“
... mit Top-Freizeitangeboten für Kinder und Jugendliche 

In Bamberg wird das Engagement für Familien groß geschrieben.
Dies ist nicht nur erklärte Politik von OB Andreas Starke, son-
dern wird auch durch den  neuesten „Familienatlas 2007“ be-
stätigt. Darin wird Bamberg in die Kategorie der „engagierten
Städte“ eingestuft. Beim Handlungsfeld „Freizeitangebote für
Kinder und Jugendliche“ erreicht die Stadt Bamberg sogar den
Spitzenplatz 6 von 439 Stadt- und Landkreisen in Deutschland.  

Die Studie, die vom Bundes-
familienminsterium in Zusam-
menarbeit mit dem Deutschen
Industrie- und Handelskam-
mertag und der PROGNOS
AG erstellt wurde, nimmt die
Familienfreundlichkeit hier-
zulande unter die Lupe, da die-
se ein Standortfaktor sei, „den
es künftig im Wettbewerb der
Regionen noch stärker zu nut-
zen gilt“, wie die Autoren be-
tonen. Die Stadt Bamberg
nimmt hierbei eine Vorreiter-
rolle ein, da sie zu den „in Fa-
milienfreundlichkeit investie-
renden Regionen“ zählt, die
„mit überdurchschnittlich at-
traktiven Infrastruktur-, Wohn-
und Bildungsangeboten auf-
warten.“

Beleg für
hohen Erholungswert

Besonders erfreulich für
Bamberg ist das Ergebnis der
PROGNOS-Studie in der Ka-
tegorie „Freizeitangebote für
Kinder und Jugendliche“. Hier
gehört Bamberg zu den „Top-
Ten“ aller deutschen Städte
und Landkreise: Platz sechs
(von 439) ist Beleg für ein le-
bendiges Freizeit- und Kultur-
leben, das nicht nur für einen
hohen Erholungswert für Fa-
milien sorgt, sondern sich auf

die gesamte Wirtschaftsregion
förderlich auswirkt. 

Enormer Einsatz

Das erfreuliche Ergebnis reiht
sich ein in die Auszeichnung der
Stadt Bamberg als „familien-
freundliche Kommune“ im ver-
gangenen Jahr und die entspre-
chenden städtischen Aktivitäten
wie zum Beispiel die Gründung
eines Familienbeirats und dessen
ehrenamtliche Arbeit. Sie ist aber
zugleich auch Ausdruck des
großen Engagements vieler Men-
schen für Familien und Kinder in

Bamberg im privaten und ehren-
amtlichen Bereich. 

Von den Erträgen
profitieren

„Wir sind deutlich erkennbar
auf einem sehr guten Weg, aber
deshalb noch lange nicht am
Ziel“, versicherte OB Andreas
Starke in einer ersten Reaktion,
in seinem Bestreben nicht nach-
zulassen, für Familien, Kinder
und Jugendliche möglichst gute
Rahmenbedingungen zu schaf-
fen. Denn wie auch die Studie
schlussfolgert, ist es für Bam-
berg als so genannte „engagierte
Region“ notwendig, „an der Fa-
milienfreundlichkeits-Strategie
festzuhalten, damit sie in Zu-
kunft von den Erträgen ihres
heutigen Engagements profitie-
ren können“. !

Bezirksmedaille in Kultur und Heimatpflege verliehen:

Oberbayern würdigt 
ehrenamtliches Engagement

Seit 1990 ehrt der Bezirk Oberbayern Bürgerinnen und Bürger
aus Oberbayern, die sich in den Aufgabenbereichen des Bezirkes
mit außergewöhnlichem Engagement ehrenamtlich einsetzen. Mit
der Bezirksmedaille für die Bereiche Kultur und Heimatpflege
wurden ausgezeichnet: Alfred Baier aus Rottach-Egern im Land-
kreis Miesbach, Fritz-Richard Demmel aus Garching / Alz im
Landkreis Altötting, Helmut Ebert und Thomas Hasselwander
aus München, Dagmar Hummel aus Hepberg im Landkreis In-
golstadt, Margot Günther aus München, Ursula Haeusgen aus
München und Josef Wahl aus München. 

Bezirkstagspräsident Franz
Jungwirth stellte in seiner Rede
heraus, dass die unterschiedli-
chen Interessensgebiete der Eh-
rengäste - bildende Kunst, Lite-
ratur und Architektur, Brauch-
tum und Tradition sowie Ge-
schichte - ein repräsentativer
Querschnitt aus all dem seien,
was den abstrakten Begriffen
„Kultur“ und „Heimat“ Leben
einhauche. 

Festes Fundament

Jungwirth stellte die Tatsache
heraus, dass „Sie da einsprin-

gen, wo staatliche, kommunale
und übergeordnete Zuständig-
keiten an ihre Grenzen stoßen“
und betonte: „Ihr Einsatz ist un-
verzichtbarer als je zuvor. In
Zeiten medialer Überfütterung,
globaler Informationsflut und
sich immer schneller ändernder
Strömungen und Moden ist die
Gefahr groß, den Boden unter
den Füßen zu verlieren. Wer
aber auf einem festen Funda-
ment aus traditionellen und kul-
turellen Werten steht, tut sich
leichter, mit den Anforderungen
der heutigen Welt zurechtzu-
kommen.“ !

Auszeichnung für
Melles und Lechner

Die ungarische Schauspie-
lerin Sunnyi Melles und der
Münchner Stahlbildhauer Alf
Lechner werden am 28. Juni
2008 im „schafhof - europäi-
sches künstlerhaus oberbay-
ern“ in Freising mit dem
Oberbayerischen Kulturpreis
ausgezeichnet. Multitalent
Sunnyi Melles hatte ihren
Durchbruch ab 1980 an den
Münchner Kammerspielen
u. a. als Gretchen in der le-
gendären Faust-Inszenierung.
2003 folgte sie Regisseur
Dieter Dorn an das Bayeri-
sche Staatsschauspiel Mün-
chen. Alf Lechner ist einer der
bedeutendsten Stahlbildhauer
der Gegenwart. Viele seiner
Arbeiten sind in den
öffentlichen Raum integriert,
z. B. in Ingolstadt, München
und Hamburg. !
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Vorschau auf GZ 21
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 21, die am 8. November
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
! EDV . Ausstattung für die Kommunalverwaltung

Nachbericht zur „Virtuellen Behörde“ 
! Kommunale Baupolitik

Nürnberger Land:

Wasserversorgung in
kommunaler Hand 

Diskussion über Liberalisierungspläne 

Um auf die Problematik der derzeitigen Diskussion um Liberali-
sierung und Privatisierung in der Wasserversorgung aufmerksam
zu machen, veranstaltete die Feuchter Gemeindewerke GmbH in
Zusammenarbeit mit dem KPV-Kreisvorsitzenden Werner Kun-
dörfer einen Informationsabend. 

Bereits in der Begrüßung durch
den Ersten Bürgermeister von
Feucht, Konrad Rupprecht, wur-
de die Intention des Abends deut-
lich. „Die Bestrebungen die Was-
serversorgung in Deutschland zu
privatisieren, gehen zu Lasten der
Trinkwasserqualität, der Umwelt
und der Bürger.“ so Rupprecht -
„eine Entwicklung die wir als
verantwortungsvolle Mandatsträ-
ger nicht unterstützen können“.
Auch der stellvertretende Landrat
Norbert Dünkel bekräftigte in sei-
nem Grußwort diese Position.

Der Geschäftsführer der Feuch-
ter Gemeindewerke GmbH, Hel-
mut Dammer, erläuterte die Pro-

blematik in seiner Diskussions-
eröffnung dann ausführlich. Er
erklärte, dass Deutschland dank
seiner insgesamt 7.000 Wasser-
versorgungsunternehmen, von de-
nen alleine in Bayern 2.500 Un-
ternehmen angesiedelt sind, ein
Trinkwasser von höchster Qua-
lität und eine enorme Versor-
gungssicherheit habe.

Untragbare Konsequenzen

Ein Blick in Nachbarländer mit
liberalisierter Wasserversorgung
wie beispielsweise England ver-
deutliche, dass die Konsequenzen
einer Liberalisierung nicht trag-

Teilnehmer der Veranstaltung waren v. l. Norbert Dünkel (stellv.
Landrat), Konrad Rupprecht (Bürgermeister), Werner Kun-
dörfer (Kreisrat), Helmut Dammer (Geschäftsführer), Thomas
Niesche (Betriebsleiter), Roman Felber (Bürgermeisterkandi-
dat), Andreas Kögel (Bürgermeister), Alexandra Sternitzke,
Walter Zimmermann (Gemeinderat), Peter Wiesner (Bürger-
meister), Thomas Ritter, Kurt Sägmüller (Bürgermeister), Uwe
Güntner (Gemeinderat), Axel-Wolfgang Schmidt, Karin Müller
(stellv. Bürgermeisterin), Hans-Peter Walter (Bürgermeister-
kandidat), Peter Stief (Bürgermeister). "

bar sind. So kämpfe England
heutzutage mit einer maroden
Wasserversorgung, die gleichzei-
tig zu erheblichen Preisanstiegen
geführt hat. 

Erhebliches Risiko

Eine Liberalisierung der Was-
serversorgung würde ein erhebli-
ches Risiko für die Verbraucher
mit sich bringen und zudem eine
Vernachlässigung des vorsorgen-
den Trink- und Grundwasser-
schutzes. Eine Liberalisierung
sollte deshalb kein Thema für das
wichtigste Lebensmittel der Bür-
ger sein - Modernisierung und

Zusammenarbeit der Wasserver-
sorger dafür umso mehr. 

Aus diesem Grunde trafen sich
die Vertreter aus den verschiede-
nen Gemeinden im Wasserwerk
Feucht zum Gedankenaustausch
und zur Diskussion. Natürlich
wurde bei dieser Gelegen-
heit auch die Technik des neuen
Wasserwerks ausführlich und an-
schaulich erklärt. Thomas Nie-
sche, Betriebsleiter im Wasser-
werk Feucht, berichtete von der
Geschichte der Wasserversor-
gung in Feucht genauso verständ-
lich, wie von der komplizierten
Technik der Wasseraufberei-
tung. wk

Orientierungshilfe
für den Bürger

Neue Informationsbroschüre des Landkreises Passau

1996 wurde sie erstmals vom Landratsamt Passau heraus-
gegeben und nunmehr liegt die Informationsbroschüre des
Landkreises Passau in neuer und 4. Auflage vor.

Die von der Pressestelle des Landratsamtes, unter Mitwir-
kung der Sachgebiete des Amtes und der Gemeinden konzi-
pierte Broschüre enthält auf rund 120 Seiten eine Menge Wis-
senswertes über das Landratsamt, den Landkreis und seine
Einrichtungen. So hilft ein alphabetischer Wegeweiser durch
das Zuständigkeitsdickicht der Behörde und ihrer Außenstel-
len. Besonderes Augenmerk wurde wiederum der Darstellung
der vielfältigen Beratungseinrichtungen auf dem Gebiet der
Jugend- und Sozialhilfe gelegt. Gleiches gilt für die Bereiche
Kultur mit Heimat- und Brauchtumspflege, sowie für die
Krankenhäuser und Seniorenheime. Auch die Angebote des
Landkreises auf dem Schulsektor, beim Tourismus oder in der
Erwachsenenbildung sowie die Abfallwirtschaft kommen im
neuen Wegweiser ausführlich zu Wort.

Unverzichtbarer Wegweiser

Für politisch Interessierte enthält das Nachschlagewerk
schließlich Namen und Anschriften der Abgeordneten des
Deutschen Bundestages, des Bayerischen Landtages sowie des
Bezirks Niederbayern. Selbstverständlich finden sich auch die
Daten aller 70 Kreistagsmitglieder, der Fraktionssprecher und
der Fachausschüsse des Kreistages Passau im der Broschüre.
Darüber hinaus wird der Vorstellung der 38 Landkreisgemein-
den in Wort und Bild breiter Raum gewidmet.

„Kurzum“, so Landrat Hanns Dorfner bei der Vorstellung,
„die neue Broschüre ist ein interessanter Wegweiser und Rat-
geber mit umfassendem Informationsgehalt, die eigentlich in
keinem Haushalt fehlen sollte“.

Auch im Internet kann man die Infobroschüre durchblättern
und zwar unter www.landkreis-passau.de "

E.ON Bayern sponsert
Jugendwettbewerb

Justus-von-Liebig-Gymnasium in Neusäß
ist Bayerns Forscherschule 2007 

Das Justus-von-Liebig-Gymnasium in Neusäß ist die bayerische
Forscherschule des Jahres 2007. Der begehrte Sonderpreis des
Sponsorpools Bayern Jugend forscht e.V. ist mit 2500 Euro dotiert
und wurde im Rahmen einer Festveranstaltung übergeben. 

Auf Vorschlag der bayerischen
Wettbewerbsleiter von Jugend
forscht haben der Patenbeauftrag-
te der E.ON Bayern AG, Josef
Schönhammer, Oberstudienrat
Thomas Fischer als Vertreter des
Staatsministeriums für Unterricht
und Kultus und Poolverwalter
Studiendirektor Jochen Dotter-
weich die Siegerschule ausge-
wählt. Prämiert werden Schulen,
die den Forschernachwuchs in
außergewöhnlicher Weise för-
dern. Die Verwendung der Mittel
ist zweckgebunden und soll für
die Laborausstattung im na-
turwissenschaftlichen Bereich
verwendet werden. Bisherige
Preisträger waren das Apian-
Gymnasium Ingolstadt (2002),
das Arnold-Gymnasium Neustadt
bei Coburg (2003), das Hanns-
Seidel-Gymnasium Hösbach
(2004) und das Ruperti-Gymna-
sum Mühldorf (2005). Im Jahr
2006 wurde der Sonderpreis nicht
vergeben. 

Insgesamt hatten die Leiter der
Regionalwettbewerbe von Ju-
gend forscht in Bayern in diesem
Jahr zehn Schulen für den Son-
derpreis vorgeschlagen. Bei der
Bewertung durch die Jury liefer-
ten sich drei Gymnasien ein
Kopf-an-Kopf-Rennen. Dazu
zählten neben der späteren Sie-
gerschule auch das Katherinen-
Gymnasium Ingolstadt und das
Gymnasium Leopoldinum Pas-
sau. Diese Bildungseinrichtungen
haben über Jahre hinweg zahlrei-

che Wettbewerbsteilnehmer bei
Jugend forscht betreut und zu be-
eindruckenden Erfolgen geführt. 

Die prämierte Forscherschule
des Jahres 2007, das Justus-von-
Liebig-Gymnasium, beeindruckt
außer durch herausragende Ju-
gend-forscht-Projekte auch durch
eine engagierte Öffentlichkeitsar-
beit. Hier wird nicht nur im stillen
Kämmerchen geforscht. Regel-
mäßig präsentieren die Jungfor-
scher ihre beeindruckenden Re-
sultate bei Informationsaben-
den und anderen Anlässen vor
großem Publikum. Damit ist in-
nerhalb der Schule natürlich beste
Nachwuchsarbeit garantiert, aber
auch der Stellenwert und die At-
traktivität der Naturwissenschaf-
ten allgemein werden wieder
dorthin gerückt, wo sie hin-
gehören - in den Fokus des öf-
fentlichen Interesses. 

Der Sponsorpool Bayern der
Stiftung Jugend forscht e.V. un-
terstützt den bayerischen Wettbe-
werb seit 1993 in enger Koopera-
tion mit E.ON Bayern und dem
Staatsministerium für Unterricht
und Kultus. Die Einrichtung er-
möglicht Schulen auf Antrag den
Kauf von Geräten, die zur Fertig-
stellung einer Wettbewerbsarbeit
dringend erforderlich sind, aber
nicht zur schuleigenen Samm-
lung gehören. Durch die Vergabe
von hochkarätigen Sonderpreisen
schafft er zusätzliche Anreize für
bayerische Jungforscher und die
sie betreuenden Schulen. "


